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„Die Rüstungskontrollpolitik ähnelt einer Schädlingsbekämpfung, bei der die al-
tersschwachen Schädlinge eingefangen, dem Nachwuchs aber besonders gute Le-
bensbedingungen geschaffen werden.“ In diesem einprägsamen Bild faßt der Au-
tor sein Urteil über die bisherigen Bemühungen um Rüstungskontrolle zusam-
men. Ähnlich einschneidend sind die Konsequenzen, die er daraus für die Rü-
stungspolitik gezogen sehen will. Da andere hier anders denken und — dem Fo-
rumcharakter dieser Zeitschrift entsprechend — auch der Gegenposition Raum 
gegeben werden soll, wird in Kürze an dieser Stelle ein weiterer Aufsatz zur glei-
chen Thematik (aus der Feder von K. P. Stratmann) veröffentlicht werden.
Für den Bürger, sei er sonst auch ein homo politicus, ist die Beschäftigung mit den 
verwickelten Problemen von Rüstungskontrolle und Rüstungspolitik schwierig 
und mühsam. So gesehen, ist der verbreitete Hang verständlich, sich von dieser 
Materie möglichst fernzuhalten, zumal ihre publizistische Behandlung sich meist 
auf einer hohen, entrückten Abstraktionsebene bewegt. Doch mögen alle, die 
eine solche „Vermeidungsstrategie" üben, das folgende Wort von Horst-Eberhard 
Richter (Frankfurter Rundschau, 27. Mai 1980) bedenken: „Eine echte Aussöhnung 
und eine solidarische Kooperation der Mächtigen um der gemeinsamen Fürsorge 
für die bedrohte Menschheit willen werden nur zustande kommen, wenn eines 
Tages der Druck von den Menschen her groß genug wird, um die Eigendynamik 
der Techniken des machtpolitischen Rivalisierens zu stoppen. Ob es dazu noch 
rechtzeitig kommen wird, ist freilich die Frage. Aber dies ist keine Frage, deren 
Antwort sich errechnen läßt. Sondern es ist letztlich eine Frage an uns selbst, ob, 
was und wie entschieden wir etwas tun wollen. Und hier muß jeder bei sich selbst 
ansetzen".

Die Redaktion

Alfred Mechtersheimer

Hat SALT III noch eine Chance?

I. Unterbrechung oder Ende der Rüstungskontrolle?

Die Bundesregierung hat bei ihrer Zustim-
mung zu dem NATO-Rats-Beschluß vom 
12. Dezember 1979 über die sogenannte Mo-
dernisierung der nuklearen Mittelstrecken- 
Waffen vorausgesetzt, daß der Ost-West-Dia-
log über die Rüstungsbegrenzung nach kurzer 
Zeit wieder fortgesetzt werden kann. Noch in 
den Tagen vor dem Beschluß des NATO-Rates 
äußerten Vertreter der SPD-FDP-Koalitions- 
regierung die feste Überzeugung, die Sowjet-
union werde auch weiter an den SALT-Ge- 
sprächen interessiert bleiben1)- Zwei Tage 
nach der Brüsseler Entscheidung sagte Au-
ßenminister Genscher in seiner Regierungser- 
klärung vor dem Deutschen Bundestag: „Wir 
geben damit das Signal, die achtziger Jahre zu 
einem Jahrzehnt der Rüstungskontrolle zu

2) Bundestag, Stenogr. Bericht, Sitzung vom 14. 12. 
1979.
3) Erst im März 1980 war der Vorsitzende des Bun-
destagsausschusses für Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle, Alfons Pawelcyk (SPD), davon überzeugt, 
daß die Sowjetunion das Angebot der NATO nicht 
ernst nimmt: „Die Vertreter des Ostblocks tun so, als 
ob das Verhandlungsangebot lediglich eine takti-
sche Begleitmusik ist“ Die Welt, 14.3.1980.

1) Siehe z.B. FAZ vom 26. 11. 1979: „Bonn glaubt auch 
nach dem Besuch Gromykos an Verhandlungen"; SZ 
yom 8./9. 12.1979: „SPD: Abrüstungsgespräche bald 
oeginnen".

machen."2) Spätestens im Februar 1980, so 
glaubte die Bundesregierung, würden die 
SALT-III-Verhandlungen auf genommen wer-
den können.
Heute erklären zwar die Regierungen in Ost 
und West ihr Interesse an der Fortsetzung der 
Rüstungskontrollpolitik, die Aussichten je-
doch, auf den durch den NATO-Rats-Beschluß 
geschaffenen Voraussetzungen die Fortset-
zung dieser Politik betreiben zu können, ha-
ben sich nicht nur wegen der Verschiebung 
der SALT-II-Ratifizierung durch den amerika-
nischen Senat immer mehr verschlechtert3).



Es stellt sich die generelle Frage, ob er-
folgreiche Rüstungskontrollverhandlungen in 
Fortführung des bisherigen SALT-Ansatzes 
überhaupt möglich sind.
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Zunächst ist zu klären, ob die Entscheidung 
vom 12. Dezember 1979, die — zumindestauch 
— als Voraussetzung für die SALT-II[-Ve. 
handlungen deklariert wurde, deren Begim 
verhindert hat oder ob die sowjetische Inter-
vention in Afghanistan und die dadurch einge-
tretene Verschlechterung der politischen Be-
ziehungen zwischen den Supermächten die 
Ursachen für den Abbruch des Dialogs über 
die Rüstungskontrolle sind. Analytisch lassen 
sich vier Möglichkeiten unterscheiden:
1. Die Blockade der SALT-Politik ist weget 
Afghanistan eingetreten; dann wäre der Dia-
log wahrscheinlich, wie nach der sowjetischen 
Intervention in die CSSR 1968, nur unterbro-
chen.
2. Die NATO-Rats-Entscheidung hat Ver-
handlungen auf dem derzeitigen Planungs-
stand der Ost-West-Rüstung unmöglich ge-
macht; dann kann es nur auf einem höheren 
Rüstungsstand einen Begrenzungsversuch der 
eurostrategischen Waffen geben.
3. Sowohl der sogenannte Nachrüstungs-
beschluß der NATO als auch die sowjetische 
Intervention sind Symptome tiefgreifender 
Veränderungen in den sowjetisch-amerikani-
schen Beziehungen; dann wären Fortschritte 
in der SALT-Politik auf absehbare Zeit sehr 
unwahrscheinlich.
4. Schließlich kann auch bei günstigen politi-
schen Voraussetzungen ein Fortgang der seit-
herigen bilateralen Rüstungskontrollverhand-
lungen (zusätzlich) aus konzeptionellen Grün-
den verhindert werden, wenn etwa die bei 
SALT gültigen Prinzipien mit den in Europa 
vorhandenen Militärapparaten und -konzep- 
ten nicht vereinbar sind.

II. Die Einschätzung des NATO-Rats-Beschlusses 
vom 12. Dezember 1979 durch die Sowjetunion

Unmittelbar nach der NATO-Rats-Entschei-
dung vom 12. Dezember 1979 hat sich der Ton 
in den sowjetischen Medien deutlich ver-
schärft4). Ursache der danach vom Westen 
verschuldeten Verschlechterung der Ost- 
West-Beziehungen sei der NATO-Rats-Be-
schluß5). Ungeachtet der Nützlichkeit dieses
4) TASS-Meldung vom 13. und 14. 12. 1979 mit dem 
Tenor: „Basis für weitere Verhandlungen zerstört"; 
FAZ, 14. 12. 1979.
5) Gerhard Wettig, Die sowjetische Beurteilung des 
NATO-Doppelbeschlusses vor dem Hintergrund 
der Afghanistan-Krise, unveröffentl. Manuskr., S. 3.

Verfahrens, die Aktion in Afghanistan propa-
gandistisch durch die Angriffe auf den Westen 
wegen des NATO-Rats-Beschlusses verdrän-
gen zu können, bleibt die Frage, in welcher 
Weise der NATO-Nachrüstungs-Beschluß die 
Interessen der Sowjetunion konkret tangiert

1. Das nukleare Ungleichgewicht

Die Sowjetunion befindet sich auf dem Gebiet 
der Nuklearrüstung gegenüber den USA in ei-
nem gravierenden Nachteil, der durch SALI 



nicht aufgehoben, wurde. Das Territorium der 
USA kann nur von den strategischen Waffen 
der Sowjetunion erreicht werden. Das Territo-
rium der Sowjetunion aber liegt im Zugriff 
nicht nur der strategischen Waffen, sondern 
auch von in Westeuropa und im Mittelmeer 
stationierten Mittelstreckensystemen der 
USA.
Das Bemühen der Sowjetunion, zu Beginn der 
sechziger Jahre auf Kuba Raketen mittlerer 
Reichweite zu stationieren, war der — mit der 
Kuba-Krise 1962 gescheiterte — Versuch, ei-
nen Gleichstand mit den USA herzustellen. 
Das allein aus dem USA-SU-Vergleich entste-
hende Ungleichgewicht ist für die Sowjet-
union noch ungünstiger, wenn man die franzö-
sischen und britischen sowie die chinesischen 
Systeme berücksichtigt
Zieht man als Bewertungskriterium des nu-
klearen (Un-)Gleichgewichts nicht die Verletz-
lichkeit des Territoriums der Supermächte, 
sondern die Gefährdung ihres gesamten mili-
tärischen Potentials durch Atomwaffen heran, 
dann zeigt sich für die Sowjetunion ein ähnlich 
nachteiliges Ergebnis. In Westeuropa sind 
rund 15 Prozent der präsenten amerikani-
schen Truppen den sowjetischen nichtstrate-
gischen Atomwaffen ausgesetzt. In Osteuropa 
können rund 60 Prozent des sowjetischen Mi-
litärpotentials mit Hilfe sogenannter takti-
scher Atomwaffen (TNF) bekämpft werden.
Damit verfügen die USA aus sowjetischer 
Sicht über ein „zweifaches Nuklearpotential" 
gegen die Sowjetunion und ihr Militärpotenti-
al6). Für den Fall einer atomaren Eskalation 
unterhalb der strategischen Ebene besitzt die 
Sowjetunion keine adäquaten Instrumente ge-
genüber den USA oder dem amerikanischen 
militärischen Hauptpotential, während die 
USA das militärische Potential im westlichen 
Teil der Sowjetunion auch ohne Rückgriff auf 
ihr strategisches Potential bedrohen können. 
Für die sowjetische Führung müssen demnach 
die in Europa stationierten Atomwaffen, deren 
Ersteinsatz in einem militärischen Konflikt 
aufgrund der westlichen konventionellen Un-
terlegenheit nicht unwahrscheinlich ist, die 
Gefahr eines nuklearen Schlags gegen die So-
wjetunion heraufbeschwören. Mit gleichen

6) Zum Problem des „zweifachen Potentials” siehe 
orhard Wettig. Die Mittelstreckenproblematik aus 

sowjetischer Sicht. Berichte des Bundesinstituts für 
ostwissenschaftliche und internationale Studien. 
I. 1980. S. (iff. (auch in: Osteuropa 1950. S. 139-201). 

Mitteln kann sie selbst die westeuropäischen 
Stationierungsländer, nicht aber denjenigen 
treffen, der den Nuklearkrieg in Europa auslö-
sen kann.
Es besteht in Europa also ein strukturelles nu-
kleares Ungleichgewicht im Rahmen der stra-
tegischen Balance zwischen den USA und der 
Sowjetunion. Das wichtigste Element dieses 
Ungleichgewichts sind auf der amerikani-
schen Seite die vorne stationierten Waffensy-
steme (Forward-Based System = FBS), die von 
Flugplätzen in Westeuropa und der Türkei 
und Flugzeugträgern im Mittelmeer Ziele in 
der Sowjetunion atomar bekämpfen können. 
Außer diesen dafür geeigneten und vorgese-
henen Flugzeugen gehören nach sowjetischer
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Auffassung dazu auch die 400 Atomspreng- 
köpfe auf (von SALT II erfaßten) Poseidon-U- 
Booten, die dem NATO-Oberbefehlshaber Eu-
ropa (SACEUR) unterstellt sind. Eine von bei-
den Seite akzeptierte FBS-Definition gibt es 
nicht, lediglich die im Brüsseler Nachrü-
stungsbeschluß der NATO vorgesehenen 572 
neuen Mittelstreckensysteme zählen eindeu-
tig zum FBS-Potential.
Das wichtigste Element des nuklearen Un-
gleichgewichts in Europa ist die sowjetische 
Mittelstreckenrakete SS 20. Sie trägt drei 
Sprengköpfe, hat eine Reichweite von 4 500 
bis 5 000 km und ist das Nachfolgemodell der 
veralteten SS 4 und SS 5. Nach Angaben der 
Bundesregierung waren Mitte 1980 im westli-
chen und mittleren Teil der Sowjetunion mehr 
als 100 SS-20-Abschußvorrichtungen statio-
niert. Nach westlicher Auffassung liegt die 
entscheidende Qualitätsverbesserung in der 
Treffgenauigkeit. Mitte 1980 wurde jedoch be-
kannt, daß nach neuesten Erkenntnissen des 
Pentagon die SS 20 weder über die Reichweite 
noch die Treffgenauigkeit und Wirkung verfü-
ge, die ihr zugeschrieben worden war“). Weil 
die Sowjetunion im Gegensatz zu den USA ihr 
Militärpotential nicht offenlegt, erhalten ame-
rikanische Dienststellen, die über das Mono-
pol an Aufklärungsinstrumenten verfügen, die 
Möglichkeit, bei der Darstellung der Bedro-
hung eigene Interessen einfließen zu lassen.

2. Die neuen amerikanischen
Mittelstreckenwaffen

Nach dem Arrangement zwischen Chru-
schtschow und Kennedy zur Beilegung der 
Kuba-Krise 1962 hatten die USA ihre Mittel- 
Strecken-Raketen in der Türkei, in Italien und 
in Großbritannien abgezogen; deren Aufgabe 
ging auf die unverwundbaren Polaris-U-Boote 
über. Zwar behielten die USA die Fähigkeit 
zur Bekämpfung von Zielen in der Sowjet-
union mit TNF, die dafür geeigneten Waffen-
systeme waren jedoch zahlenmäßig begrenzt; 
ihre Verstärkung (z. B. F-lll in Großbritan-
nien) und Modernisierung wurden durch Ver-
besserung der Abwehrwaffen des Warschauer 
Paktes aufgefangen.
Die Planung der NATO, 108 Pershing II und 
464 Cruise Missiles (Marschflugkörper) in 
Westeuropa zu stationieren, verbessert die

68) Vgl. IHT vom 28./29. 6. 1980, FAZ vom 28.6. 1980, 
DIE ZEIT vom 11.7. 1980. 

amerikanischen Möglichkeiten zur Bekämp-
fung von Zielen in der Sowjetunion von west-
europäischem Boden aus sowohl qualitativ als
auch quantitativ. Mit diesen 572 Waffensy-
stemen können zwar — entgegen einer weit-
verbreiteten Meinung — nicht die zur öffentli-
chen Legitimation häufig aufgeführten SS-20. 
Raketen ausgeschaltet werden, dafür aber 
nicht minder wichtige militärische Installatio-
nen im westlichen Teil der Sowjetunion. Die 
Nervensysteme des gesamten Militärappara-
tes des Warschauer Paktes können mit Waf-
fen bedroht werden, gegen die der Sowjet-
union auf absehbare Zeit keine Abwehr- und 
Schutzeinrichtungen zur Verfügung stehen 
werden. Auch die Möglichkeiten der elektro-
nischen Störung sind außerordentlich einge-
schränkt. Die Pershing II während ihres An-
flugs auszuschalten, ist völlig ausgeschlossen, 
und zur Bekämpfung der extrem tief fliegen-
den Cruise Missiles wären Investitionen erfor-
derlich, die von amerikanischer Seite auf 40 
Milliarden Dollar beziffert worden sind, ohne 
daß auf diese Weise auf absehbare Zeit eine 
hinlängliche Wirksamkeit der Abwehr ge-
schaffen werden könnte7).

’) Siehe zu den Cruise Missiles SIPRI Yearbook 
1978, S. 445 ff., und OMZ 1, 1979, S. 47 ff.
73) MARV-Sprengköpfe werden im Gegensatz 21 
MIRV-Sprengköpfen im Zielanflug nachgesteuer 
und sind deshalb besonders treffsicher.
8) So z.B. der sowjetische Außenminister Gromy»
besonders heftig auf einer Pressekonferenz am
23.11.1979 in Bonn. Bis zur NATO-Rats-Entsche 
düng wurden innerhalb weniger Wochen vier sfr 
wjetische Versionen über die mögliche Antwort 
Moskaus verbreitet Vgl. SZ, 14.12. 1979.

Der Sowjetunion bleibt als Antwort auf den 
Nachrüstungsbeschluß der NATO nach der 
Logik des Ost-West-Rüstungssystems keine 
andere Wahl, als nach der Fähigkeit zu stre-
ben, durch die Entwicklung- und Produktion 
neuer oder zusätzlicher Raketen die amerika-
nischen Mittelstreckensysteme bereits vor ih-
rem Start ausschalten zu können. Fest steht 
daß sich die Sowjetunion aus den dargestell-
ten Gründen und einer Anzahl weiterer (Sta-
tionierung im konventionellen Gefechtsfeld 
Mitteleuropa, MARV-Generation7a) der ame-
rikanischen Waffen u. a.) in ihren Sicherheits-
interessen erheblich getroffen fühlt.
Die sowjetische Führung hat in den Wochen 
vor der NATO-Rats-Entscheidung nicht nur 
die geplanten Beschlüsse heftig attackiert 
sondern gleichzeitig die Bereitschaft zur Fort-



Setzung des Abrüstungsdialogs bekundet9). 
Der NATO-Rats-Beschluß hat zwar das Inter-
esse der Sowjetunion an der Rüstungsbegren-
zung verstärkt, aber eben nicht auf dem Rü-
stungsniveau nach, sondern vor diesem neuen 
Rüstungsschritt der NATO.

n) Europa-Archiv, 2, 1980, S. D35 ff.
12) Vgl. Texte der Äußerungen in der SZ vom 29./ 
30.3. 1980 u. 28. 5.1980 sowie in BMVg Planungsstab 
(Hrsg.), Die nuklearen Mittelstreckenwaffen, S. 4.
13) Lothar Ruehl, Der Beschluß der NATO zur Ein-
führung nuklearer Mittelstreckenwaffen, in: Euro-
pa-Archiv, 3, 1980, S. 106.
14) Ruehl, a.a.O, S. 107.

3. Das Signal zur Rüstungskontrolle

In der westlichen Öffentlichkeit wurde der so-
genannte Doppelbeschluß der NATO häufig 
als „Signal zur Rüstungskontrolle"10 ) verstan-
den. Das Kommuniqu der Sondersitzung der 
Außen- und Verteidigungsminister enthält 
dazu jedoch folgende vorsichtige Formulie-
rungen: „Erfolgreiche Rüstungskontrolle, die 
den sowjetischen Aufwuchs begrenzt, kann 
die Sicherheit des Bündnisses stärken, den 
Umfang des TNF-Bedarfs der NATO beein-
flussen und im Einklang mit der grundlegen-
den NATO-Politik von Abschreckung, Vertei-
digung und Entspannung — wie sie im Har-
mel-Bericht niedergelegt wurde — Stabilität 
und Entspannung in Europa fördern. Der TNF- 
Bedarf der NATO wird im Licht konkreter 
Verhandlungsergebnisse geprüft werden."
Gleichzeitig heißt es aber auch: „Ein Moderni-
sierungsbeschluß, einschließlich einer ver-
bindlichen Festlegung auf Dislozierungen, ist 
erforderlich, um den Abschreckungs- und Ver-
teidigungsbedürfnissen der NATO gerecht zu 
werden, um in glaubwürdiger Weise auf die 
einseitigen TNF-Dislozierungen der Sowjet-
union zu reagieren und um das Fundament für 
ernsthafte Verhandlungen über TNF zu schaf-
fen."
Der damit deutlich eingeschränkte Spielraum 
für eine zahlenmäßig reduzierte Stationierung 
der neuen amerikanischen Mittelstreckenra-
ketensysteme wird durch die folgenden Passa-
gen des Beschlusses vollends beseitigt: .Jede 
vereinbarte Begrenzung dieser Systeme muß 
mit dem Grundsatz der Gleichheit zwischen 
beiden Seiten vereinbar sein. Die Begrenzun-
gen sollen daher in einer Form vereinbart wer-
den, die de jure Gleichheit sowohl für die

) So z.B. FAZ vom 7. 12. 1979: „Der Ostblock nimmt 
seine Drohungen gegen die NATO ein Stück zu-
rück“, zu einem Bericht über die Tagung der Außen-
minister der WVO-Staaten in Ost-Berlin. — Die 
Welt vom 7.12.1979: „Kein klares Nein des Ostens 
mehr“.
") So der Aufmacher der Zeitung „Das Parlament“ 
Vom 5.1.1980 zum Bericht über die Bundestagsde- 
batte zum Brüsseler Beschluß.

Obergrenzen als auch für die daraus resultie-
renden Rechte festlegt".11 )
Eine „auflösende Bedingung", die nach dem Be-
schluß des Berliner Parteitags der SPD vom 3. 
bis 7. Dezember 1979 auf der Grundlage eines 
Antrags des Parteivorstandes Voraussetzung 
für die Zustimmung der Bundesregierung zur 
Stationierung sein sollte, ist im Brüsseler 
Kommunique nicht enthalten. Der Wider-
spruch zwischen NATO-Beschluß und SPD- 
Parteitagsvotum erklärt die Versuche von 
Bundeskanzler Helmut Schmidt und des SPD- 
Fraktionsvorsitzenden Herbert Wehner, nach-
träglich die Rüstungskontrollkomponente des

12
 

Beschlusses vom . Dezember 1979 durch den 
Vorschlag eines befristeten Dislozierungsver-
zichts von Ost und West aufzuwerten12).
Es kann kein Zweifel bestehen, daß der Rü-
stungsbeschluß nach dem Willen der US-Re-
gierung nie an aufhebende Bedingungen ge-
knüpft werden durfte. Der amerikanische Ver-
teidigungsminister Harold Brown hat wieder-
holt eindeutig erklärt, daß weder die US-Re- 
gierung noch der Kongreß für eventuell nicht 
zu stationierende Waffen Gelder bewilligen 
werden13 ). Entscheidend ist jedoch, daß die 
amerikanische Administration die Stationie-
rung der neuen Mittelstreckenwaffen in Eu-
ropa im Interesse der Sicherheit für unver-
zichtbar hält. Amerikanische Generale hatten 
mehrmals öffentlich erklärt, daß die verein-
barte Zahl von 572 Mittelstreckensystemen 
das gerade noch militärisch vertretbare Mini-
mum sei. Ursprünglich hatte das amerikani-
sche Militär eine mindestens dreifache Zahl 
von Systemen gefordert14 ).
Realer Gegenstand des NATO-Rats-Beschlus-
ses vom 12. Dezember 1979 ist die Aufrüstung. 
Sowohl die Beschreibung der Rüstung als „Mo-
dernisierung“ als auch die Koppelung an ein 
Verhandlungsangebot und die darauf beru-
hende Differenzierung in Produktion und Sta-
tionierung waren verbale Zugeständnisse, um 
den Aufrüstungsbeschluß gegen vehemente 
Kritik aus einer Reihe von NATO-Ländern 
besser abschirmen zu können. Selbst wenn bei 
der US-Regierung der politische Wille vorhan-



den sein sollte, wäre ein Abbruch des Beschaf-
fungsprogramms kaum möglich, weil mit Be-
ginn der Produktion eine große Zahl von vor-
bereitenden Maßnahmen in den Streitkräften 
eingeleitet wird und starke industrielle und 
andere gesellschaftliche Interessen aktiviert 
werden. Wenige Wochen nach der NATO- 
Rats-Entscheidung legte das Verteidigungsmi-
nisterium der USA den Haushaltsplan für das 
Jahr 1981 vor, in dem angekündigt wurde, daß 
die Produktion der Atomsprengköpfe für die 
beiden Waffensysteme noch im Jahre 1980 be-
ginnen werde 15),  was in der Zwischenzeit auch 
geschehen ist.
Es ist verständlich, wenn die sowjetische Füh-
rung bei dieser Sachlage das Rüstungskon- 
trollangebot des NATO-Rats- Beschlusses 
nicht nach den Intentionen der niederländi-
schen, belgischen oder deutschen Regierung 
beurteilt, sondern nach den Absichten der 
amerikanischen Regierung, die eine „Null-Lö-
sung" für ihr Nachrüstungsprogramm aus-
schließt. Deshalb ist es einleuchtend, daß die 
Sowjetunion die Annullierung oder Ausset-
zung des Beschlusses vom 12. Dezember 1979 
zur Voraussetzung für Rüstungskontrollver-
handlungen über die Mittelstreckensysteme 
macht.

4. SALT — die große Enttäuschung für die 
Sowjetunion?

a) Die tragfähigsten Analysen der Afghani-
stan-Krise sehen in dem für die Sowjetunion 
enttäuschenden Verlauf der Rüstungskon-
trollpolitik eine Hauptursache der Ver-
schlechterung der Ost-West-Beziehungen ). 
Am Nachrüstungsbeschluß läßt sich diese 
These eindeutig belegen. Die Bändigung des 
deutlichen amerikanischen Vorsprungs im Be-
reich der Cruise Missiles (Marschflugkörper) 
war ein wichtiges Interesse der Sowjetunion 
in der Rüstungskontrollpolitik. Im Protokoll 
des SALT-II-Vertragswerkes wurden die see- 
und luftgestützten Cruise Missiles bis ins Jahr 
1981 auf 600 km Reichweite begrenzt. Diese 
Bestimmung hat nur dann einen Sinn, wenn 
sie durch SALT III verlängert würde, weil die 
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15) US Department of Defense, Annual Report, Fis- 
cal Year 1981, S. 145 ff.
16) Siehe z.B. Horst Afheldt, Stimmt denn diese Si-
cherheitspolitik?, in: Der Spiegel, 7.1980, oder Wolf-
gang Wagner, Das Ost-West-Verhältnis nach der
sowjetischen Intervention in Afghanistan. Die Eska-
lation der Enttäuschungen in der Periode der D- 
tente, in: Europa-Archiv, 5, 1980, S. 135 ff.

amerikanischen Marschflugkörper ohnehin 
erst 1983/84 einsatzbereit sein werden. Der 
NATO-Rats-Beschluß über die Produktion von 
464 in Europa zu stationierenden Marschflug, 
körpern hat die Hoffnungen der Sowjetunion 
auf Beschränkung des amerikanischen Vor-
sprungs zunichte gemacht und für sie eine der 
Geschäftsgrundlagen für die weiteren SALT. 
Verhandlungen aufgehoben.
b) Die Sowjetunion versuchte bereits bei den 
SALT-I-Verhandlungen, die als „zweites Po-
tential“ begriffenen Forward Based Systems 
(FBS) ), die die USA in Europa und der Türkei 
stationiert hat, zu erfassen. Ihre Forderung lief 
auf eine Entfernung ohne Gegenleistung hin-
aus, da die FBS Ausdruck amerikanischer 
Überlegenheitspolitik seien, die mit dem für 
SALT gültigen Prinzip der Parität nicht zu ver-
einbaren sei. Die USA und auch ihre Alliier-
ten, allen voran die Bundesrepublik Deutsch-
land, wiesen diese Forderung nach Eliminie-
rung der FBS zurück. Für sie sind die FBS Teil 
jener westlichen atomaren Rüstung, die die so-
wjetische konventionelle Überlegenheit in Eu-
ropa kompensieren und die Verbindung zur 
obersten Stufe der Abschreckungstriade ga-
rantieren soll.

17

Schließlich hatte die Sowjetunion in Wladiwo-
stok 1974 widerwillig einer Vertagung ihrer 
FBS-Forderung auf SALT-III zugestimmt. Of-
fensichtlich hatte sie schon damals erhebliche 
Zweifel, ob es ihr gelingen würde, durch SALT 
die FBS zu eliminieren. Auch deshalb hat die 
Sowjetunion zu jener Zeit die Modernisierung 
ihrer „Anti-FBS-Raketen“ forciert. Nachdem es 
nicht gelungen war, die FBS im Rahmen der 
SALT-Verhandlungen zu beseitigen, hat die 
Sowjetunion durch Modernisierung, unter an-
derem ihrer SS-4 und SS-5 zu SS-20, auf die 
FBS geantwortet.
Für die Sowjetunion muß es eine herbe Ent-
täuschung sein, daß sie die FBS auf dem Ver-
handlungswege nicht beseitigen kann. Statt 
dessen werden diese nun noch durch Systeme 
größerer Reichweite und neuer technologi-
scher Qualität ergänzt und diese amerikani-
sche Nachrüstung als Voraussetzung für er-
folgversprechende SALT-Verhandlungen offe-
riert.
17) Siehe zum Verhandlungsverlauf von SALT und 
der Frage der FBS Lothar Ruehl, SALT-Verhand 
lung und Problematik der Begrenzung strategischer 
Rüstungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion, in: K.-D. Schwarz (Hrsg.), Sicher-
heitspolitik, 3, 1978, S. 255 ff. (273, 282).



c) Die für die Sowjetunion unbefriedigenden 
Ergebnisse erstrecken sich auch auf den zen-
tralen Bereich der SALT-Politik, auf die strate-
gischen Potentiale. Da der amerikanische Se-
nat den SALT-II-Vertrag nur ratifizieren wird, 
wenn zusätzliche Militärausgaben erfolgen, ist 
die Klage der Sowjetunion über die Nichtrati-
fizierung teilweise selbstschädigend. Damit 
wäre auch die widersprüchliche sowjetische 
Politik zu der Frage zu erklären, ob auch ohne 
Ratifizierung der SALT-II-Vertrag eingehalten 
werden wird oder nicht ).18

militärischen Sektor und der Partei- und Staatsfüh-
rung aufgrund der Verhandlungszwänge von SALT 
(und auch MBFR) verbessert.
20) Siehe zu den Zielen der sog. infiniten Abschrek- 
kungsschule, die ordnungspolitische Fragen aus-
klammert, Thomas Schelling, Reziproke Maßnah-
men zur Stabilisierung der Rüstungen, in: Donald G. 
Brennan (Hrsg.), Strategie der Abrüstung, Gütersloh 
1962, S. 186 ff.

Dem Verlauf der Rüstungskontrollpolitik ent-
spricht die Entwicklung der wirtschaftlich-
technischen Zusammenarbeit der beiden Su-
permächte. Nicht zuletzt die Verweigerung 
der Meistbegünstigung durch den amerikani-
schen Senat hat die Entstehung eines Koope-
rationsgeflechts verhindert, das die so-
wjetische Führung in ihrem außenpolitischen 
Verhalten mäßigend beeinflussen könnte.

Trotz des für die Sowjetunion enttäuschenden 
Verlaufs von SALT II muß damit nicht das 
Ende dieser Politik eingeleitet sein, weil

1. für die Sowjetunion SALT trotz zweifelhaf-
ter Wirkungen auf den Rüstungswettlauf als 
Entspannungsinstrument weiter von Interesse 
sein kann,

2. die Sowjetunion bei einem ungezügelten 
Rüstungswettlauf zumindest in gleichem 
Maße in Mitleidenschaft gezogen wird wie die 
USA und deshalb jede Chance einer Rüstungs-
begrenzung offengehalten werden muß,
3. SALT ein Instrument zur Fortschreibung der 
bipolaren weltpolitischen Struktur ist, in der 
die Sowjetunion mehr begünstigt wird als in 
einer multipolaren Konstellation.
Für die Sowjetunion war es allerdings vorteil-
haft, den Rückstand ihrer strategischen Rü-
stung im Rahmen gegenseitiger Vereinbarun-
gen ausgleichen zu können. Die Leistung der 
Sowjetunion zu den SALT-Vereinbarungen 
liegt im wesentlichen in der Bereitschaft, das 
strategische Potential im Zuge der Verifika-
tionsmaßnahmen kontrollieren zu lassen19 ). 
Ihre sonstigen Leistungen sind durch die mit 
dem SALT-II-Abkommen verbriefte Anerken-
nung der Sowjetunion als mit den USA gleich-
berechtigte und gleichrangige Supermacht 
mehr als aufgewogen.
Das sowjetische Interesse an der Fortsetzung 
der SALT-Politik wird dann stärker sein, wenn 
die USA bei der strategischen Rüstung wieder 
einen deutlicheren Vorsprung gewinnen. Da-
mit wäre aber auch ein Indiz geliefert, daß die 
SALT-Politik nicht viel mehr ist als ein Appen-
dix des Wettrüstens.

Die zentralen Ziele der durch SALT prakti-
zierten Politik der Rüstungskontrolle waren 
und sind
a) die Nuklearkriegs-Verhütung,
b) die Begrenzung des Rüstungswettlaufs 
und
c) die Schaffung von Voraussetzungen für Ab-
rüs 20tung ).

Die Bilanz der nunmehr 20jährigen Rüstungs- 
kontrollpolitik ist eindeutig negativ, wenn 
man als Maßstab die Entwicklung der Atom-
sprengköpfe für strategische Waffen verwen-

18) Siehe die Pressemeldungen zu dieser Frage in 
«vom 22./23.3.1980 und 1. 4. 1980.

19) Die Auswirkungen der Verifikationsvereinba-
rungen von SALT als „Confidence Building Measu- 
res (CBM) sind nicht gering zu veranschlagen. Dies 
ßilt auch für einen anderen Sekundäreffekt der Rü-
stungskontrolle, die Auswirkung auf die Binnen- 
Struktur im sowjetischen Herrschaftsbereich. Ganz 
oltensichtlich wurde die Transparenz zwischen dem

III. Die Resultate der SALT-Politik
det. 1960 verfügten die USA und die Sowjet-
union zusammen über 6 500 strategische 
Atomwaffen. Nach 20 Jahren sind es rund 
15 000. Selbst wenn SALT II ratifiziert und ein-
gehalten werden sollte, wird sich die Zahl der 
nuklearen Sprengköpfe in den nächsten fünf 
Jahren auf 23—24 000 vergrößern. Ohne den 
SALT-Vertrag würde sich die Zahl der strate-
gischen Sprengköpfe vermutlich auf ca. 26 000 
erhöhen.
Die vereinbarte paritätische Begrenzung auf 
2 250 Trägersysteme kann trotz der Erfassung 
der Mehrfachsprengköpfe nur bei flüchtiger 



Betrachtung als Erfolg eingestuft werden, 
denn das Abkommen verbietet nicht die Ver-
besserung der Systeme und auch nicht die Dis-
lozierung einer Rakete neuer Generation. Die 
USA bauen mit den MX-Raketen das teuerste 
Waffensystem in der Geschichte der Mensch-
heit21 ). Die Sowjetunion entwickelt ein ähnli-
ches System.

21) Siehe dazu D. Ball, The MX basing decision, in: 
Survival, March/April 1980, S. 58 ff.

22) Z.B. mit Hilfe des Command Data Buffet 
System.
23) Vgl. D. Shapley, Arms control as a regulator d 
military technology, in: Daedalus, Winter 1980, 
S. 149.
24) Shapley, a.a.O., S. 150.

Legt man als Bewertungsmaßstab die finan-
ziellen Einsparungen an, ergibt sich kein ent-
scheidender Gewinn. Mit hoher Wahrschein-
lichkeit wird der durch die Stückzahlbegren-
zung erzeugte Druck auf die qualitative Kom-
ponente jede mögliche Einsparung zumindest 
ausgleichen. Allerdings würde dem Oberziel 
der Rüstungskontrolle, der Kriegsverhütung, 
selbst eine finanzielle Mehrbelastung nicht 
zuwiderlaufen.
Gravierender sind die von der SALT-Politik 
ausgehenden Effekte auf die die Kriegswahr-
scheinlichkeit unmittelbar bestimmende Rü-
stungsdynamik. Die Verbesserung der Treff-
genauigkeit und die Veränderung der Zahlen-
relation von Waffenträgern zu Sprengköpfen 
zugunsten der Sprengköpfe infolge der MIRV- 
Technologie sind die für die Destabilisierung 
der gegenseitigen Abschreckung folgenreich-
sten Faktoren.
Die „pinpoint"-Fähigkeit der Raketensysteme 
zur Zerstörung gehärteter Punktziele ist eine 
Frage weniger Waffengenerationen. Neben 
der Verbesserung der Raketen ist dies vor al-
lem das Ergebnis der Mehrfachsprengkopf-
technik, deren Entwicklung einem Wettlauf 
von technologischen Durchbrüchen gleicht. 
Die Waffentechnik hatte sich der neuen Qua-
lität dann genähert, als es zuerst in den USA 
mit der MARV-Technik gelang, den Endan-
flug der Waffen so nachzusteuern, daß die 
durchschnittliche Abweichung vom Ziel im-
mer geringer wurde.
Mit dieser Treffgenauigkeit ist jedes erkannte 
militärische Ziel des Gegners zu zerstören, zu-
mal die KT-Werte der Sprengköpfe in den 
neuen Raketen wieder vergrößert werden. Die 
Verbunkerung der Raketen bietet vor diesen 
Silo-Killern keinen Schutz mehr, weshalb die 
MX-Raketen der neuen amerikanischen Ge-
neration auf „race-tracks" oder durch Seesta-
tionierung unverwundbar gemacht werden 
sollen. Auch dadurch werden die Raketen vor-

aussichtlich noch in den neunziger Jahren 
nicht mehr geschützt werden können, w
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eil 
auch die Zielerfassung sprunghaft verbessert 
werden wird ). Die Gefahr des vernichtenden 
Erstschlages, die schon heute von beiden Sei-
ten zur Begründung neuer strategischer Rü. 
stungsprogramme angeführt wird, wäre dann 
keine nur theoretische Möglichkeit mehr. Die 
Fähigkeit zum Erstschlag wird dann als er-
reicht angesehen, wenn mindestens 90 % der 
landgestützten Raketen des Gegners durch ei-
nen ersten Schlag vernichtet werden kön-
nen 23) . Ohne MIRV-Technik wäre diese Mög-
lichkeit akademisch.
Da unter den sich abzeichnenden Bedingun-
gen der Ersteinsatz des strategischen Poten-
tials nicht mehr zwangsläufig über die Zweit-
schlagskapazität des Gegners die eigene Zer-
störung verursacht, verändern die strategi-
schen Waffen ihren Charakter von politischen 
zu militärischen Instrumenten, die demjeni-
gen, der schneller ist, eine Prämie abwerfen, 
d. h. die Hoffnung auf einen Sieg geben. Die 
strategischen Potentiale entwickeln sich zu 
„Selbstzündern", die in einer politischen Krise 
den Ausbruch eines bis zur strategischen 
Ebene eskalierenden Krieges, ungeachtet des 
politischen Willens der Beteiligten, begünsti-
gen.
Die SALT-Politik muß zunächst daran gemes-
sen werden, wie sie auf diese Qualitätsverän-
derung der strategischen Potentiale einge-
wirkt hat: überhaupt nicht, retardierend oder 
akzelerierend.
Das Abkommen über die Begrenzung der Of-
fensiv-Raketen im Rahmen von SALT I war zu-
stande gekommen, weil die USA über das Mo-
nopol bei den Mehrfachsprengköpfen verfüg-
ten. Eine Einbeziehung der MIRV-Frage 
lehnte die US-Regierung ab; weshalb, so fragte 
Henry Kissinger, sollten sich die USA Fesseln 
anlegen 24). Ein MIRV-Verbot wäre der Schlüs-
sel für eine erfolgreiche Rüstungskontrollpoli-
tik gewesen. So war aber MIRV die Vorbedin-
gung für den Beginn des SALT-Prozesses. Aul 
die Herausforderung, die für die Sowjetunion 
im Offensivraketen-Begrenzungsabkommen 
von 1972 lag, hat sie schneller reagiert, als die 



USA erwartet hatten. SALT hat MIRV nicht 
geschaffen, aber den Wettlauf in Mehrfach-
sprengköpfen eindeutig beschleunigt.
Während die Impulse auf das qualitative 
Wettrüsten infolge der zahlenmäßigen Be-
grenzung der Offensivraketen durch SALTI 
allgemein kritisch beurteilt werden, gilt der 
gleichzeitig abgeschlo
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ssene Vertrag über die 
Antiraketen-Raketen (ABM) häufig als Beleg 
dafür, daß Rüstungskontrolle den allgemeinen 
Innovations- und Obsoleszenzrhythmus 
durchbrochen habe ) . Tatsächlich aber hatten 
die Waffenerprobungen die Aussichtslosig-
keit bewiesen, auf dem Stand der damaligen 
Technik die anfliegenden gegnerischen 
Systeme durch Raketen auszuschalten. Jede 
Abwehrfähigkeit hätte die andere Seite je-
weils mit relativ geringem Mehraufwand wie-
der zunichte machen können26 ). Die USA und 
die Sowjetunion haben sich den Verzicht auf 
einen aussichtslosen technologischen Wett-
lauf durch ein Stillhalteabkommen gegensei-
tig honoriert.

28) Es handelt sich um das „High-Precision Stellar 
Inertial Guidance System".
29) Vgl. auch Frank Barnaby, in: Bulletin of Peace 
Proposals, 1,1980, S. 14.

Der ABM-Vertrag und seine spätere erneute 
Eingrenzung auf jeweils ein Abwehrsystem 
hat den Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand für diese spezielle Technik bei beiden 
Supermächten begrenzt und der gegenseiti-
gen gesicherten Zweitschlagskapazität eine 
Atempause verschafft. Rüstungskontrollden-
ken konnte sich gegen Aufrüstungstendenzen 
durchsetzen, weil das angestrebte Rüstungs-
programm technologisch nicht sinnvoll zu rea-
lisieren war. Mittlerweile hat in den USA eine 
Diskussion darüber eingesetzt, ob der techni-
sche Fortschritt die ABM

27
-Technik nicht doch 

wieder sinnvoll machen könnte ).
Dennoch, es sind seit der Amtszeit von US- 
Verteidigungsminister Robert McNamara in 
den USA mehrere Rüstungsmaßnahmen nicht 
getroffen worden, die technisch und finanziell 
realisierbar gewesen wären. Ende der sechzi-

“) So z.B. K. v. Schubert:.....denn da ist einmal ein 
System, bevor man es in Masse produziert hat, tat-
sächlich aus dem Verkehr gezogen worden auf dem 
Verhandlungswege." In: Peter Glotz (Hrsg.), Die gro-
ßen Streitfragen der achtziger Jahre, Bonn 1979, 
S. 223.
8] Siehe dazu Horst Afheldt und Philipp Sonntag, 
Stabilität und Abschreckung durch strategische 
Kernwaffen — Eine Systemanalyse, in: C. F. von 
Weizsäcker (Hrsg.), Kriegsfolgen und Kriegsverhü- 
ung, München 1971, S. 303 ff.
) Vgl. D. Shapley (Anm. 23), S. 151 ff, und IHT vom 

27.3.1980.

ger Jahre wurde entschieden, die ICBM Minu- 
teman III auf die Zahl von 550 zu begrenzen. 
Auch noch Mitte der siebziger Jahre schei-
terte beispielsweise die Installierung eines 
neuen Navigationssystems für die seegestütz-
ten Interkontinentalraketen28 ), das diesen 
SLBM eine bedingte Eignung als first-strike- 
Waffen verliehen hätte, am Widerstand des 
amerikanischen Kongresses. Die Sowjetunion, 
so war das Motiv für die Zurückhaltung, sollte 
nicht den Eindruck gewinnen, die USA woll-
ten sich eine first-strike-Kapazität schaffen. 
Bei der Bewertung dieses Vorgangs für die 
SALT-Politik ist zu berücksichtigen, daß diese 
rüstungspolitische Zurückhaltung ohne ver-
tragliche Einbindung erfolgte, also Ausdruck 
einer übergreifenden Stabilisierungsintention 
war, von der SALT nur ein Bestandteil ist.
Zusammenfassend läßt sich die Antwort auf 
die schwierige Frage nach dem kriegsverhü-
tenden Wert der SALT-Politik folgenderma-
ßen eingrenzen: Die Wahrscheinlichkeit eines 
Atomkrieges wird durch die qualitative Ent-
wicklung der strategischen Systeme, insbeson-
dere der Zielpräzision und Zuverlässigkeit, 
stärker begünstigt als durch die bloße Ver-
mehrung der Sprengköpfe 29).  Jede SALT-Ver- 
einbarung über die Offensivwaffen hat bisher 
den Druck auf die jeweils nicht erfaßten quali-
tativen Komponenten der strategischen Arse-
nale verstärkt Behindert hat keine der SALT- 
Vereinbarungen die Tendenz, den Nuklear-
krieg wieder führbar zu machen. SALT hat die 
technischen Voraussetzungen der Kriegs-
wahrscheinlichkeit begünstigt, war also kon-
traproduktiv, wenn man von der Entwicklung 
der hardware und Software der strategischen 
Potentiale ausgeht.
Dieser Zusammenhang zwischen SALT und 
dem Trend zum begrenzten strategischen 
Atomkrieg hat mit der Verkündung der neuen 
amerikanischen Abschreckungsstrategie (Pre- 
sidential Directive 59) durch Präsident Carter 
im August 1980 besondere Bedeutung erlangt. 
Die USA wollen mit der Fähigkeit zur Be-
kämpfung nur militärischer Ziele eine größere 
Handlungsfreiheit erhalten, damit die Ab-
schreckung glaubhafter wird. Glaubhafter ist 
sie aber nur dann, wenn der Einsatz der nu-
klearen Waffen in einer militärischen Krise 28



wahrscheinlicher ist. Die strategischen Waf-
fen wären nicht mehr ausschließlich politische 
Waffen der Kriegsverhütung, sondern auch 
militärische Instrumente, mit denen wieder 
eine Chance entsteht, den Krieg zu gewinnen. 
Die durch SALT zusätzlich angetriebene tech-
nische Entwicklung der strategischen Waffen 
ist deshalb eine Gefahr für den Frieden, weil 
beide Seiten aus Sorge vor der möglichen Erst-
schlagfähigkeit des andern tatsächlich diese 
Erstschlagkapazität anstreben.
Da aber noch so gefährliche Waffen zwischen 
befreundeten Staaten praktisch keinen Krieg 
verursachen können, wäre es möglich, daß die-
ser Nachteil durch Verbesserung der politi-
schen Beziehungen zwischen den USA und 
der Sowjetunion mehr als ausgeglichen wurde, 

etwa durch die Funktion der SALT-Politik, „die 
zwei Supermächte im Gespräch über die Defi. 
nition ihrer wechselseitigen Interessen festzu-
halten"30 ).

30) Rudolf Augstein, in: Der Spiegel, 21, 1980, S. 18
31) Dies wurde auch von Henry Kissinger als Argu-
ment in der Ratifizierungsdebatte von SALT 1 ver-
wendet; siehe NATO-Brief 4, 1972, S. 11.
32) Siehe dazu Falk Bomsdorf, Zur Senatsdebatte 
über SALT II in den USA, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 37/79, S. 19-33.

Es ist aber nicht zu erkennen, daß etwa das aus 
Anlaß der Unterzeichnung von SALT II am 
18. Juni 1979 durchgeführte Treffen von Präsi-
dent Carter und KP-Chef Breschnew, das in 
betont herzlicher Atmosphäre stattfand, die 
ein halbes Jahr später ausgebrochene Krise 
auch nur hätte lindern können. Wird der 
SALT-Prozeß durch Konfrontation unterbro-
chen oder zerstört, dann verschwindet der 
Geist der Kooperation — zurück bleiben die 
gefährlicher gewordenen Waffen als offen-
sichtlich unvermeidbare Ergebnisse dieser Art 
von Rüstungskontrollpolitik.

IV. Rüstungskontrolle nur bei Disparität?
Der SALT-Prozeß war in den USA stets von 
der Sorge begleitet, die UdSSR könnte ihrer-
seits die first-strike-Kapazität erlangen. Fol-
gende technische Kuriosität hat diese Be-
fürchtungen plausibel gemacht: Die sowje-
tischen Interkontinentalraketen haben grund-
sätzlich einen größeren Durchmesser und ein 
größeres Schubgewicht als die amerikani-
schen, was als Ausdruck geringerer Fort-
schritte der Sowjetunion bei der Miniaturisie-
rung der Raketentechnik galt. Beim Übergang 
zum MIRV-System erwies sich nun dieser 
technologische Rückstand als Vorteil, weil auf 
den landgestützten sowjetischen Raketen je-
weils mehr Sprengköpfe installiert werden 
können als auf den kleineren amerikani-
schen.

Die Einführung von MIRV durch die USA 
hatte somit zur Verringerung des amerikani-
schen Vorsprungs in einem Ausmaß beigetra-
gen, das offensichtlich mit dem Sicherheitsbe-
dürfnis der USA gegen Ende der siebziger 
Jahre nicht mehr vereinbar ist. Bei genauerem 
Besehen hatte die USA stets nur vereinba-
rungsgemäß oder unilateral auf Rüstungs-
schritte verzichtet, solange ihr strategisches 
Gesamtpotential, vor allem gemessen an der 
Zahl und Qualität der Sprengköpfe, dem so-
wjetischen überlegen war. Bei SALT I wurden 
diejenigen Komponenten, bei denen die USA 
relativ schwach war, erfaßt (Zahl der land- und 
unterseebootgestützten Interkontinentalrake-
ten) und diejenigen, bei denen sie eindeutig im 

Vorteil war (Zahl der Sprengköpfe, Bomber 
und Forward Based Systems), ausgeklam- 
mert31 ). In dieser Sicht ist die SALT-Politikdie 
Rationalisierung des Verzichts auf einen ent-
behrlichen Vorsprung der USA im sowjetisch-
amerikanischen Rüstungswettlauf. Folgerich-
tig mußte diese Rüstungskontrollpolitik in die 
Krise geraten, als sich die Sowjetunion der ihr 
eingeräumten Parität tatsächlich näherte.
Nachdem sich Ende der siebziger Jahre der 
Vorsprung der USA deutlich verringert hatte, 
konnten die USA SALT II nur noch akzeptie-
ren, wenn sie gleichzeitig neue überlegene 
Waffensysteme aufbauten. Wenn aber SALT 
der Sowjetunion nicht mehr bei der Verringe-
rung des Rückstandes gegenüber den USA 
hilft, sondern mit MX, Cruise Missiles und an-
derem zur Verbesserung des amerikanischen 
strategischen Potentials beiträgt, verliert 
diese Politik für sie an Interesse, weil so der 
Rüstungswettlauf noch schneller auf eine 
Ebene treibt, auf der ihr das Mithalten relativ 
größeren Aufwand abverlangt als den USA Im 
übrigen waren die Schwierigkeiten bi der Ra 
tifizierung von SALT II lange vor der Afghani-
stan-Krise aufgetreten32 ); zur Beschwichti-
gung der SALT-Gegner war der Militäretat er-



höht und das MX-Raketenprogramm forciert 
worden.

Doch bleibt bei der Sowjetunion ein Interesse 
an SALT, um das Entstehen eines neuen ame-
rikanischen Vorsprungs möglichst zu begren-
zen. Für die USA gibt es jedoch in den achtzi-
ger Jahren bis zur Indienststellung von MX 
und Von Cruise Missiles zu wenig, auf das für 
erfolgreiche Verhandlungen verzichtet wer-
den könnte. Dies gilt um so mehr, als die ame-
rikanische Einschätzung des zu verhandeln-
den Überschusses in einer krisenhaften Ent-
wicklung der sowjetisch-amerikanischen Be-
ziehungen geringer sein wird als in Phasen 
verstärkter Kooperation.

Für die Frage nach den Aussichten künftiger 
SALT-Verhandlungen läßt sich daraus fol-
gende These ableiten: Da SALT Ende der sieb-
ziger Jahre seine wichtigste Voraussetzung, 
nämlich den amerikanischen Vorsprung, kon-
sumiert hat, besteht erst nach einer Phase ver-

stärkter amerikanischer Rüstung wieder eine 
Chance für Rüstungskontrollvereinbarungen. 
Entgegen landläufiger Vorstellungen über Rü-
stungskontrolle wäre Voraussetzung für Ver-
handlungserfolge nicht die Parität, sondern 
die Disparität. Hat der Schwächere nachgerü-
stet (ob mit oder ohne Rüstungskontrollab-
kommen), ist die Verhandlungsgrundlage die-
ser Art von Rüstungskontrollpolitik zerstört 
und erst durch den Rüstungsschub einer Seite 
wieder herzustellen.
Wenn dies aber so ist, dann zähmt selbst eine 
formal erfolgreiche SALT-Politik nicht die 
militärischen Instrumente, sondern fördert 
Schritt für Schritt deren qualitative und quan-
titative Eskalation. Die Rüstungskontrollpoli-
tik stößt spätestens dann an ihre Legitima-
tionsgrenze, wenn für die Ratifizierung von 
SALT-Abkommen mehr Rüstung erforderlich 
ist, als durch das Abkommen selbst nach opti-
mistischer Interpretation verhindert werden 
kann.

V. Die politischen Voraussetzungen zur Fortsetzung der SALT-Politik
„Arms control" hat es in den USA als einheitli-
che, stringent verfolgte Rüstungskontrollkon-
zeption nie gegeben33 ). Um so entscheidender 
sind für die Fortsetzung der SALT-Politik die 
allgemeinen politischen Rahmenbedingungen. 
Voraussetzungen für SALT-Verhandlungen 
und -Vereinbarungen sind:

34) Zur Neudefinition der US-Außenpolitik siehe 
die Botschaft über die Lage der Nation von Präsi-
dent Carter am 23. 1.1980, abgedr. in Amerika- 
Dienst v. 24. 1. 1980.

— die Bereitschaft beider Supermächte zur 
Begrenzung der konfrontativen und Auswei-
tung der kooperativen Elemente der gegensei-
tigen Beziehungen;
— der zumindest deklaratorische Verzicht auf 
militärische Überlegenheit;
— das Interesse beider Seiten an der Stabilität 
des Abschreckungssystems zur Verhinderung 
eines Atomkrieges;
— die (quasi-)bipolare Weltstruktur;
— die Kalkulierbarkeit des gegnerischen Ver-
haltens.
Die Tendenz zur Remilitarisierung der strate-
gischen Waffen hat, soll der Atomkrieg ver-
hindert werden, die Notwendigkeit zur Ko-
operation der Supermächte verstärkt, gleich-

33) Vgl. Wolfgang Heisenberg, Rüstungskontrolle 
ohne einheitliche Konzeption. Zur inneramerikani- 
sehen Debatte über SALT und das strategische Kräf-
teverhältnis, Ebenhausen: SWP 1978, S. 10. 

zeitig aber die Voraussetzung zur Kooperation 
erschwert. Die Annahme, die jeweils andere 
Seite könnte in absehbarer Zeit in der Lage 
sein, mit einem Entwaffnungsschlag auch nur 
zu drohen, treibt die strategischen Potentiale 
nach Qualität, Struktur und schließlich auch 
nach Einsatzkonzeption in Richtung Kriegs-
führungsoption, wodurch die Ost-West-Bezie-
hungen nachhaltig beeinflußt werden.
Die westliche strategische Doktrin korrelierte 
stets mit dem Charakter der intersystemaren 
politischen Beziehungen. So entsprach das 
Konzept der massiven Vergeltung dem Kalten 
Krieg; die flexible response fand ihre Entspre-
chung in der Entspannungspolitik. Denn die 
psychologischen Auswirkungen des Konzepts 
der massiven Vergeltung hätten kaum einen 
Entspannungsprozeß ermöglicht; umgekehrt 
wäre der Kalte Krieg' eine schlechte Voraus-
setzung für eine Konzeption der abgestuften 
militärischen Reaktion, eben der flexible re-
sponse, gewesen. Heute zeichnet sich deutlich 
die Parallelität von militärischer first-strike- 
Tendenz und politischer Überlegenheitsstra-
tegie 34 ) ab. Nach Egon Bahr war die Politik der 34



Entspannung das Ergebnis der Fähigkeit bei-
der Supermächte, „auch im Falle eines ersten 
Schlages des anderen vernichtend zurück-
schlagen zu können"35 ). Folglich wird der Ent-
spannungspolitik in demMaße die Grundlage 
entzogen, wie sich die strategischen Poten-
tiale in Richtung der Erstschlagsvernichtungs-
fähigkeit entwickeln. In gleichem Maße 
schrumpfen die politischen Voraussetzungen 
für formal erfolgreiche Rüstungskontrollver-
einbarungen.

35) Vgl. Der Spiegel, Nr. 5, 1980, S. 16.

36) Dies ist der Tenor z.B. bei Sergej G. Gorschkow 
Seemacht Sowjetunion, Hamburg 1978.
37) Zit nach Der Spiegel, Nr. 1/2, 1980, S. 75.
38) Zit. nach SZ vom 26.9. 1973.

Die Notwendigkeit der Verhinderung eines 
Atomkrieges aus menschlichem oder techni-
schem Versagen wird weiter wachsen. Bei ei-
ner allgemeinen Verschärfung der internatio-
nalen Lage werden aber vermutlich die hierfür 
geschaffenen Rüstungskontrollmechanismen 
das Verhalten der Supermächte nicht wesent-
lich beeinflussen können, wie der Mißbrauch 
des „Heißen Drahtes" zwischen Moskau und 
Washington in der Afghanistan-Krise um die 
Jahreswende 1979/80 als Propagandainstru-
ment durch die Sowjetunion gezeigt hat. Er-
schwerend tritt bei verstärkter Konfrontation 
die reduzierte Kalkulierbarkeit des gegneri-
schen Verhaltens hinzu.
Für die Fortsetzung der SALT-Politik ist die 
seit mehreren Jahren zu registrierende Unkal- 
kulierbarkeit der Washingtoner Administra-
tion ein zusätzliches Hindernis. Wenn unge-
wiß ist, ob eine Vereinbarung durch die andere 
Seite ratifiziert wird oder nicht, wird die Be-
reitschaft zu Zugeständnissen verringert und 
die Versuchung zu Absicherungsmaßnahmen 
vergrößert werden. Die Erfahrungen mit den 
Ratifizierungsschwierigkeiten des SALT-II- 
Vertrages kommen einem Entzug der Ge-
schäftsgrundlage für eine substantielle Ver-
handlungspolitik gleich. Die USA haben sie-
ben Jahre unter drei Präsidenten über den 
SALT-II-Vertrag verhandelt, um dann — mög-
licherweise — nach längerem Zögern die Rati-
fizierung abzulehnen.
Die Ost-West-Teilung der Welt ist durch die 
Auflockerung der Blöcke, die Entwicklung 
neuer ökonomischer Zentren, das politische 
Erstarken Chinas, die Re-Islamisierung, die 
gestiegene Bedeutung der Rohstofflieferregio-
nen und die Emanzipation der Dritten Welt 
ordnungspplitisch tiefgreifend relativiert. Da 
der SALT-Politik die Bipolarität, genauer: das 

amerikanisch-sowjetische Kondominium, zu. 
gründe liegt, ist die künftige Tragfähigkeit des 
SALT-Ansatzes davon abhängig, wie lange es 
möglich ist, die hauptsächlich militärisch auf-
rechterhaltene Fiktion einer zweigeteilten 
Welt gegen die weltpolitischen Veränderun 
gen abzuschirmen. So ungünstig alle anderen 
politischen Bedingungen derzeit für eine Fort-
setzung der SALT-Politik erscheinen — das 
gemeinsame Interesse der beiden Super-
mächte an einer Konservierung ihrer gemein-
samen Weltherrschaft könnte die Fortführung 
von SALT-Verhandlungen begünstigen.
Die Verzichtserklärung auf militärische Über-
legenheit ist für die Rüstungskontrollpolitik 
nicht nur eine notwendige politisch-psycholo-
gische Voraussetzung, sondern Verhandlungs-
prinzip, weil nur auf der Basis der Parität oder 
Quasi-Parität Vereinbarungen möglich sind
Die Erklärung des Überlegenheitsverzichts ist 
für den Unterlegenen kein Problem. Im Rah-
men des Konzepts der friedlichen Koexistenz 
war dieser Verzicht auch mit dem sowje-
tischen Anspruch, das dem Kapitalismus poli-
tisch überlegene System zu repräsentieren, 
vereinbar. Da aber politische Überlegenheit 
letztlich auch im militärischen Sektor ihren 
Ausdruck finden müßte36 ), ist es nicht unwahr-
scheinlich, daß KP-Chef Breschnew im April 
1974 auf einer Konferenz der Warschauer Ver-
tragsorganisation folgende Ausführungen 
nicht nur als Rechtfertigung seiner Politik ver-
standen hat: „Wir Kommunisten müssen eine 
Zeitlang mit den Kapitalisten Zusammenarbei-
ten. Wir brauchen deren Landwirtschaft und 
Technologie. Aber wir werden unsere massiv-
sten Rüstungsprogramme fortsetzen und 
Mitte der achtziger Jahre in der Lage sein, zu 
einer wesentlich aggressiveren Außenpolitik 
zurückzukehren, um in unseren Beziehungen 
zum Westen die Oberhand zu gewinnen."37)
Andererseits war es auch für die USA keines-
wegs selbstverständlich, gegenüber der kom-
munistischen Sowjetunion Überlegenheitsver-
zicht zu üben. „Eine amoralische neobismarck- 
sche Gleichgewichtspolitik entspricht nicht 
den Vorstellungen der meisten Amerikaner', 
schrieb im September 1973 die New York Ti-
mes38 ). Demgemäß widersprüchlich war die 



Politik der amerikanischen Administration. In 
seiner Erklärung zur Unterzeichnung von 
SALT I am 26. Mai 1972 sprach der US-Sicher-
heitsberater Henry Kissinger von der „Interde-
pendenz des überlebens beider Großmächte“, 
die zur Koexistenz zwinge. „Begrenzter Zu-
wachs an Macht kann nicht mehr entschei-
dend sein. Potentiell entscheidender Zuwachs 
aber führt in eine extrem gefährliche Situa-
tion; denn damit wird eine Prämie darauf ge-
setzt, den ersten Vernichtungsschlag führen 
zu können und gleichzeitig ein Verteidigungs- 
System aufzubauen, das den Vergeltungs-
schlag des Gegners soweit wie möglich stumpf 
macht Mit anderen Worten, marginale Erhö-
hungen der Stärke können nicht entscheidend 
sein. Potentiell entscheidende Erhöhungen 
sind außerordentlich gefährlich, und das Stre-
ben nach ihnen wirkt destabilisierend."39 )

42) Zit nach Hans-Adolf Jacobsen, Wolfgang Mall-
mann, Christian Meier (Hrsg.), Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (KSZE). Analyse u. Doku-
mentation 1973-1978, Bd. 2, S. 920.
43) Abgedr. in Europa-Archiv, 15, 1979, S. 293 f.

In derselben Rede sagte Kissinger aber auch, 
die USA werden „Forschung und Entwicklung 
und die Produktionskapazität vorantreiben, 
um in einer voll geschützten strategischen Po-
sition zu bleiben .. .40).  Bereits im August des 
vergangenen Jahres hatte der Sprecher des 
amerikanischen Verteidigungsministeriums 
Gerüchte bestätigt, wonach das Pentagon an 
einem Programm zur Verbesserung der Ziel-
genauigkeit und Explosivkraft der Interkonti-
nentalraketen arbeite, das „irgendeinem künf-
tigen Präsidenten die Option des ersten Schla-
ges" einräumen w 41ürde ). Selbst wenn die So-
wjetunion sich mit dem Ziel der Parität hätte 
begnügen wollen, was nicht wahrscheinlich 
ist, diese widersprüchliche amerikanische Po-
sition zur Rüstungskontrolle hätte ihr es un-
möglich gemacht. Selbst in der Blütezeit der 
Rüstungskontrollpolitik also war immer bei-

des vorhanden: Maßnahmen zur Stabilisie-
rung des nuklearen Gleichgewichts und Vor-
kehrungen zu seiner Überwindung. Wirkli-
chen Überlegenheitsverzicht haben weder die 
USA noch die Sowjetunion je geleistet Die 
Krise nach der sowjetischen Intervention in 
Afghanistan hat den antagonistischen Charak-
ter der sowjetisch-amerikanischen Beziehun-
gen offengelegt.

Zwar sind die Großmächte durch den Atom-
waffensperrvertrag vom l.Juli 1968 zu Ver-
handlungen über „wirksame Maßnahmen" zur 
Beendigung des nuklearen Wettrüstens ver-
pflichtet. Auch nach der KSZE-Schlußakte 
wollen sie wirksame Maßnahmen ergreifen, 
„die durch ihren Umfang und durch ihre Natur 
Schritte darstellen, um schließlich eine allge-
meine und vollständige Abrüstung unter 
strenger und wirksamer internationaler Kon-
trolle zu erreichen"42 ).

Weniger diese ohnehin nicht einklagbaren 
Bestimmungen als die Absicht, den Schwel-
lenmächten durch einen Abbruch von SALT 
keinen Vorwand für den Griff zu eigenen 
Atomwaffen zu liefern, wird die Supermächte 
veranlassen, den SALT-Prozeß letztlich doch 
fortzusetzen. Ihr gemeinsames Interesse an 
der Verhinderung der horizontalen Prolifera-
tion, d. h. der Nichtverbreitung der Atomwaf-
fen auf weitere Länder, ist bleibender Antrieb 
ihrer Bemühungen um die Begrenzung der 
vertikalen Proliferation, d. h. der Eindämmung 
des atomaren Wettrüstens zwischen den 
Atommächten. Was aber ist, wenn aus diesen 
Gründen und nach Ratifizierung von SALT II 
der Dialog fortgesetzt wird, der Gegenstand 
von SALT III?

1. Globales oder europäisches 
Gleichgewicht

In einer „Gemeinsamen Erklärung der Grund-
sätze und Hauptleitlinien für künftige Ver-
handlungen über die Begrenzung der strategi-
schen Waffen", die Bestandteil des SALT-II-

39) Zit nach NATO-Brief Nr. 4. 1972, S. 7.
40) Ebd„ S. 12.
41) SZ vom 11.8.1972.

V. Die Probleme bei SALT III

Vertrages vom 18. Juli 197943 ) ist, haben die 
USA und die Sowjetunion ihre Absicht bekun-
det, die Bemühungen um eine „weitere Be-
grenzung und weitere Verminderung strategi-
scher Waffen" fortzusetzen. Eine SALT-Politik 
jedoch, die sich nur auf die bisher erfaßten 



Waffensysteme bezieht, würde die nuklear-
strategischen Probleme der NATO in Europa 
erheblich verschärfen. Verteidigungsminister 
Hans Apel hat die westeuropäische Kritik an 
der amerikanischen SALT-Politik einmal fol-
gendermaßen artikuliert: „Nach dem Motto, 
wir begrenzen unsere gegenseitige Bedro-
hung, das aber, was sich in Europa an Potentia-
len insbesondere auf Seiten der Sowjetunion 
entwickelt, dies muß uns nicht interessieren, 
da es unseren Kontinent nicht erreicht Dies 
halte ich für nicht vertretbar."44 ) Seit der be-
kannten Londoner Rede von Bundeskanzler 
H 45elmut Schmidt am 28. Oktober 1977 ) strebt 
die Bundesregierung mit Nachdruck nach Rü-
stungskontrollverhandlungen über die Mittel-
streckenwaffen. Die USA sind in dieser Frage 
eher zögernd. Sie befürchten, die Sowjetunion 
werde auf diese Weise erreichen, was ihr bei 
SALT I und SALT II verwehrt worden ist, näm-
lich Verhandlungen über die generelle ameri-
kanische Nuklearpräsenz in Europa, insbeson-
dere über die Forward Based Systems (FBS). 
Nach der von Breschnew und Schmidt unter-
zeichneten Bonner Deklaration vom 7. Mai 
1978 hat die Sowjetunion wiederholt ihre Be-
reitschaft zu Gesprächen auch über ihr Mittel-
streckenpotential geäußert.

44) In einer-Fernsehdiskussion am 14.9.1978, zit. 
nach FAZ vom 16. 9. 1978.
45) Abgedr. in: Klaus von Schubert (Hrsg.), Sicher-
heitspolitik der Bundesrepublik Deutschland. Do-
kumentation 1945—1977, T.2. Köln 1977, S. 618 ff.
46) BMVg Planungsstab (Hrsg.), Die nuklearen Mit-
telstreckenwaffen, S. 23, Ziff. 26.
47) Lothar Ruehl, Der Beschluß der NATO, a.a.O., 
S. 469.

48) Bundestag, Stenograph. Bericht, Sitzung vom 
3.7.1980, S. 18586 D.

Die Bundesregierung ist nun in folgendes Di-
lemma geraten: Einerseits sollen, um die „stra-
tegische Einheit“ des Westens nicht (zusätz-
lich) zu gefährden, „die nuklearen Mittelstrek- 
kensysteme nicht abgetrennt von den inter-
kontinental-strategischen Systemen verhan-
delt werden"46 ), andererseits weist SALT zur 
rüstungskontrollmäßigen Erfassung dieses 
euro-strategischen Potentials „keine greifba-
ren Ansätze außer 

47
den Paritätsgrundsatz 

selbst auf 47). Da aber eine Parität bei diesen 
Waffen eine Abkopplung der in Europa statio-
nierten von den strategischen amerikanischen 
Atomwaffen begünstigt und dadurch die auf 
der Triade beruhende westliche Verteidi-
gungskonzeption aushöhlt, sind Verteidi-
gungskonzept und Rüstungskontrollforderun-
gen auf Kollisionskurs geraten. Die Haltung 
der Bundesregierung zur Paritätsfrage 

schwankte zwischen den beiden Positionen, 
bis sie sich schließlich mit dem Brüsseler Be-
schluß so festlegte: Jede vereinbarte Begren-
zung dieser Systeme muß mit dem Grundsatz 
der Gleichheit zwischen beiden Seiten verein-
bar sein." Weil damit unzweideutig die landge. 
stützten LRTNF-Systeme gemeint waren und 
nur diejenigen der Sowjetunion und der USA, 
also nicht die französischen und britischen Po- 
tentiale einbezogen werden sollten, hatte die 
NATO ein Rüstungskontrollangebot gemacht 
das ihrer eigenen Politik und Strategie wider-
sprach.

2. Die Lage nach dem Besuch 
des Bundeskanzlers in Moskau

Bundeskanzler Helmut Schmidt hatte die eu-
rostrategischen Waffen zum Hauptthema der 
Gespräche mit der sowjetischen Führung am 
30. Juni und 1. Juli 1980 in Moskau gemacht 
Nach seiner Rückkehr teilte er im Deutschen 
Bundestag mit, Generalsekretär Breschnew 
habe erklärt, die Sowjetunion könne nicht be-
reit sein, Verhandlungen über SALT III zu be-
ginnen, ehe sie Klarheit über das weitere 
Schicksal von SALT II habe. Das am 6. Oktober 
1979 in Ost-Berlin gemachte Angebot gelte 
nur, sofern die Ausführung des Dezember-Be-
schlusses der NATO ausgesetzt, suspendiert 
werde. Die Sowjetunion sei nicht bereit, ein-
seitige Begrenzungen ihres Potentials, auch 
nicht für begrenzte Zeit, zu akzeptieren.
Diese Erklärungen lagen auf der bekannten 
sowjetischen Linie. Neu dagegen war der fol-
gende Vorschlag Breschnews: „Die so-
wjetische Führung erklärte die Bereitschaft 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
auch schon vor Ratifikation von SALT II in bi-
laterale Gespräche über die Begrenzung nu-
klearer Mittelstreckenwaffen einzutreten. In 
diesen Gesprächen müsse über beiderseitige 
Mittelstreckenwaffen unter Berücksichtigung 
aller Faktoren gesprochen werden, welche in 
diesem Bereich die strategische Situation be-
einflußten. Und er hat klar gemacht, daß dabei 
auch die sogenannten Forward Bsed Systems 
einbezogen werden sollen ... Er hat hinzuge-
fügt, die sich aus solchen Gesprächen ergeben-
den Vereinbarungen könnten nach seiner, des 
Generalsekretärs, Auffassung allerdings erst 
in Kraft treten nach Ratifikation und Inkraft-
treten von SALT II."48 )



Im In- und Ausland ist dieser „neue konstruk-
tive Vorschlag" (Helmut Schmidt) auf Überra-
schung und Verwunderung gestoßen. Die Ver-
wirrung ist wohl deshalb entstanden, weil das 
neue sowjetische Angebot in elementaren 
Punkten weder mit dem Rüstungskontroll-Be-
schluß des NATO-Rats vom Dezember 1979 
noch mit dem von Helmut Schmidt im Früh-
jahr 1980 vorgeschlagenen Dislozierungs-Mo-
ratorium übereinstimmte und dennoch von 
der Bundesregierung positiv beurteilt wurde. 
Weder akzeptierte die sowjetische Führung 
einen auch nur befristeten Dislozierungsstopp 
der SS-20, noch stimmte sie der im Brüsse-
ler Beschluß vorgesehenen Begrenzung auf 
die landgestützten Mittelstreckensysteme 
(LRTNF) zu. Andererseits war es überra-
schend, daß die Sowjetunion — wie im NATO-, 
Beschluß vorgesehen — die britischen und 
französischen semi-strategischen Waffen aus-
klammerte, was im Rahmen einer gesamteuro-
päischen Nuklearbalance mit der sowje-
tischen Interessenlage nicht zu vereinbaren 
wäre.
Dieser Punkt und die Bindung an die Ratifizie-
rung von SALT II sind im Kontext der oben in 
Absatz 2 dargestellten Zusammenhänge Indi-
zien für folgendes Verhandlungskonzept: Die 
Sowjetunion hat angesichts des Drängens der 
Bundesregierung auf Rüstungskontrollver- 
handlungen ihre bisherige Vorbedingung, die 
Aussetzung des NATO-Rats-Beschlusses, fal-
lengelassen und fordert als Gegenleistung die 
Ausdehnung des Verhandlungsgegenstandes 
auf die FBS. Damit wäre ein Verhandlungspa-
ket aus zwei Komponenten geschnürt, zwi-
schen denen nach sowjetischer Auffassung ein 
funktionaler Bezug besteht: die amerikani-
schen vorhandenen und geplanten FBS, deren 
Trägersysteme teilweise im Besitz anderer 
NATO-Staaten sind (Flugzeuge, Pershing I 
und II sowie Cruise Missiles) auf der einen 
Seite und die sowjetischen Anti-FBS (SS-20, 
SS-4, SS-5 und eventuell das Flugzeug „Backfi- 
re') auf der anderen Seite. Bundeskanzler 
Schmidt hat in Moskau zwar gefordert, „daß 
dann entsprechende sowjetische Waffen eben-
falls in die Gespräche einbezogen werden 
Müssen", nur wird das kaum gelingen, weil die 
Sowjetunion — formal korrekt — keine FBS 
besitzt, also keine Waffen, die „in diesem Be- 
reich die strategische Situation beeinfluß-
ten".
Aufgrund der Zahlenverhältnisse (350—500 
USA gegen ungefähr 600 UdSSR) könnte sich 

die Sowjetunion aus diesen „FBS-Anti-FBS- 
Gesprächen" ein Ergebnis erhoffen, das, an-
ders als beim Ost-Berliner Breschnew-Ange-
bot, ihren SS-20-Bestand unangetastet läßt, die 
Nachrüstung der NATO aber deutlich unter-
halb der vorgesehenen Stückzahl von 572 fest-
schreibt Außerdem bietet die Koppelung die-
ses „SALT-II-1/2-Abkommens"an die SALT-II- 
Ratifizierung der sowjetischen Politik die 
Chance einer partiellen Interessenidentität 
von Sowjetunion und Westeuropa gegenüber 
einem ratifikationsunwilligen amerikanischen 
Senat und Präsidenten. Auf diese Weise hätte 
die sowjetische Führung mindestens zwei zen-
tralen Zielen ihrer Rüstungspolitik gedient: 
der — zumindest teilweisen — Verhinderung 
des NATO-Nachrüstungsbeschlusses und der 
Einbeziehung der amerikanischen FBS in den 
SALT-Prozeß.

49) Wie Anm. 48, S. 18587 A.

Die westliche Einschätzung eines solchen 
möglichen Verhandlungsergebnisses wird von 
der Frage bestimmt sein, ob auf die volle Reali-
sierung des Nachrüstungsbeschlusses verzich-
tet werden kann oder nicht. Darüber gibt es 
weder zwischen den Parteien in der Bundesre-
publik noch zwischen den westeuropäischen 
NATO-Ländern einerseits und dem Verhand-
lungsführer USA andererseits einen Konsens. 
Die von der Sowjetunion vorgeschlagenen 
Verhandlungen wären wegen der Abgren-
zungsprobleme schwierig und zeitraubend. 
Doch wären diese Schwierigkeiten dann über-
windbar, wenn auf beiden Seiten ein solches 
Abkommen wirklich gewollt wird. Es ist aber 
nicht zu erkennen, weshalb die USA an die-
sem SALT-II-1/2-Abkommen stärker interes-
siert sein sollten als an SALT II; denn die 572 
Mittelstreckenwaffen sind unverzichtbare In-
strumente der neuen amerikanischen Ab-
schreckungsstrategie.

Bundeskanzler Schmidt und Generalsekretär 
Breschnew haben in Moskau festgestellt, „daß 
schon der Beginn solcher Gespräche der Stabi-
lisierung der Weltlage dienen" könne49 ). Der 
bisherige Verlauf der Rüstungskontrollpolitik 
rechtfertigt selbst bei formal erfolgreichen 
Verhandlungen keine darüber hinausgehen-
den Erwartungen. Die akute Gefahr der Ver-
schärfung des Wettrüstens kann durch SALT- 
Gespräche verdeckt, nicht aber dauerhaft ge-
bannt werden.



VII. Rüstungskontrolle und Entspannungspolitik in Europa
„Arms control has essentially failed" ist eine 
Formel, die immer mehr Zustimmung fin-
det50 ). Gleichzeitig wachsen die Sorgen, was 
geschieht, „if deterrence failed". Gibt es die Al-
ternative SALT III oder Weltkrieg III? Zwi-
schen Erfolg und Mißerfolg der Rüstungskon-
trolle einerseits und der wachsenden Kriegs-
gefahr andererseits gibt es einen engen Zu-
sammenhang. Nicht etwa deshalb, weil ein 
SALT-Abkommen einen Weltkrieg verhin-
dern könnte, sondern deshalb, weil sich die 
Beziehungen zwischen den Supermächten 
gravierend verschlechtert haben müssen, 
wenn „nicht einmal etwas so Harmloses wie 
SALT zustande kommt"51 ).

50) So z.B. L.H. Gelb, The future of arms control, in: 
Foreign Policy, Fall 1979, S. 21.
51) Carl Friedrich von Weizsäcker, in: Glotz, a.a.O., 
S. 220.
52) Vgl. Henry Kissinger, Memoiren 1968—1973, 
München 1979, S. 1331 ff.
53) Siehe dazu W. v. Bredow, Die Zukunft der Ent-
spannung, Köln 1979, S. 185.

Aus heutiger Sicht lag die aussichtsreichste 
Phase der SALT-Politik in der ersten Hälfte 
der siebziger Jahre; sie fällt zusammen mit 
dem Höhepunkt der Entspannungspolitik, die 
Henry Kissinger zwischen 1972 und 1975 an-
setzt52 ). Durch den Verzicht der USA auf einen 
Teil des Vorsprungs im Bereich der strategi-
schen Rüstung war es möglich, einen Beitrag 
zur politischen Entspannung zu leisten, die ih-
rerseits für SALT-Abkommen eine notwen-
dige Bedingung ist. SALT-Vereinbarungen las-
sen sich begreifen als ein fall-out intersyste-
marer Kooperation. Sie machen Kooperations-
bereitschaft manifest, führen sie aber nicht 
herbei; im Konflikt mit anderen Interessen 
waren die Interessen für SALT bei den beiden 
Supermächten nachrangig. Rüstungskontrolle 
ist kein „Entspannungsfutter".
Die Frage nach der Zukunft der SALT-Politik 
ist damit eine Frage nach der Zukunft der Ent-
spannungspolitik allgemein. Einleuchtend ist 
die These, zwischen antagonistischen Syste-
men könne es Kooperation nur bei gleichzeiti-
ger Konfrontation geben53 ). Sowohl gegenüber 
den Anhängern im eigenen Bereich als auch 
gegenüber den Sympathisanten im gegneri-
schen System muß die Zusammenarbeit mit 
dem „Klassenfeind" gerechtfertigt und kom-
pensiert werden. Abgrenzung ist also kein 
Hindernis, sondern Voraussetzung der Ent-

Spannungspolitik. „Radikalenerlaß" in der Bun-
desrepublik oder die Steigerung der Rüstungs-
ausgaben in den siebziger Jahren um real 
30 Prozent können als innenpolitischer Preis 
für eine verstärkte Entspannungspolitik zwi. 
sehen Staaten entgegengesetzter politischer 
und gesellschaftlicher Ordnung interpretiert 
werden. Das SALT-I-Abkommen ist unter-
zeichnet worden, als der Vietnamkrieg durch 
die Bombardierung Nordvietnams durch die 
amerikanische Luftwaffe in eine besonders 
brisante Phase getreten war54).
Es ist kennzeichnend für den Ernst der heuti-
gen weltpolitischen Krise, daß diese Balance 
von konfrontativen und kooperativen Aktio-
nen und Handlungen zerbrochen ist. Die Su-
permächte bemühen sich heute nicht, die 
durch die Afghanistan-Krise ausgelöste bzw. 
sichtbar gewordene Verschärfung der interna-
tionalen Lage durch Vereinbarungen auf an-
deren Sektoren oder Regionen zu lindern, 
Teilbar war Entspannung immer schon. Ge-
nauer: Ohne die Teilbarkeit hätte es zwischen 
antagonistischen Staaten nie eine Entspan-
nung geben können. Nach den Bedingungen 
der internationalen Politik und dem Verhält-
nis der beiden Supermächte, wie es in den 
siebziger Jahren bestand, wären Fortschritte 
in der Rüstungskontrollpolitik heute nicht 
trotz, sondern gerade wegen der krisenhaften 
Zuspitzung in der Welt erforderlich.
Auffallend ist das Bemühen der Westeuro-
päer, insbesondere der Bundesregierung, die-
sen Mechanismus und einen Dialog über die 
Rüstungskontrolle zwischen den Supermäch-
ten wieder in Gang zu bringen. Es scheint 
manchmal, als könnte sich eine Arbeitsteilung 
zwischen den USA und Westeuropa in dem 
Sinne herausformen, daß die USA die konfron-
tative und Westeuropa die kooperative Kom-
ponente der Beziehungen des Westens zum 
Osten übernehmen. Immerhin ist es bemer-
kenswert, daß früher die „querelles alleman 
des" den Entspannungsdialog der Großmächte 
störten, heute aber das deutsch-deutsche Ver

54) SALT I wurde am 26.5. 1972 von Breschnew und 
Nixon in Moskau unterzeichnet. Seit April 197 
hatte die US-Luftwaffe in einem vorher nie gekann 
ten Ausmaß strategisch wichtige Punkte in Noro 
Vietnam bombardiert. 17 Tage vor dem Moskauer 
Gipfeltreffen hatten die USA mit der Verminun 
der nordvietnamesischen Küste begonnen. 



hältnis zu einem Stabilisator der europäischen 
Politik geworden ist55 ). Könnten auf diese 
Weise nicht Voraussetzungen für eine spe-
zielle Rüstungskontrolle für Europa geschaf-
fen werden?

55)Siehe als Beispiel das Verkehrsabkommen zwi- 
Shen der Bundesrepublik Deutschland und der
DDRvom 1,5.1980 oder die wiederholten Kontakte 

von Bundeskanzler Helmut Schmidt und SED-Chef 
“ich Honecker. Vgl. Der Spiegel, 20, 1980, S. 17 ff.
56) Carter am 9.5. 1980; vgl. SZ vom 10.5. 1980.

Dies wäre ein Rüstungskontrollansatz, der 
sich deutlich von der Bipolarität abhebt. Der 
amerikanische Präsident fordert von den Ver-
bündeten, daß sie „fest an der Seite der USA 
stehen"56 ), was auf eine Restauration der west-
lichen Homogenität der fünfziger und sechzi-
ger Jahre hinauslaufen würde, während die 
europäischen Verbündeten nicht zuletzt we-
gen ihrer gestiegenen ökonomischen Bedeu-
tung zu einer gewissen Eigenständigkeit ten-
dieren, die nur dann einen antiamerikani-
schen Akzent erhalten wird, wenn die USA ab-

hängige Verbündete selbstbewußten Partnern 
vorziehen sollten.
Tatsächlich gibt es aber keinen politischen 
Sektor, in dem die Westeuropäer, vorab die 
Bundesrepublik Deutschland, so sehr von den 
USA abhängig sind wie in der Sicherheitspoli-
tik. In der Rüstungskontrollpolitik ist die Ab-
hängigkeit wegen der amerikanischen Atom-
waffen sogar noch größer. Solange die NATO- 
Konzeption zur westlichen Sicherheitspolitik 
auf der starken Atomwaffenklammer zwi-
schen den USA und der Bundesrepublik be-
ruht, ist jeder Versuch aussichtslos, durch eine 
Europäisierung der Rüstungskontrollpolitik 
die Barrieren, die durch die sowjetisch-ameri-
kanischen Spannungen errichtet wurden, zu 
unterlaufen.

VIII. Die Krise der Rüstungskontrolle ist eine Krise 
der Rüstungspolitik

Der Theorie der Rüstungskontrolle liegt die 
Prämisse zugrunde, die Rüstung könne in Ge-
genseitigkeit auf ein niedrigeres Niveau ge-
senkt werden, bei Wahrung der Sicherheit der 
Beteiligten. Dieses Konzept ist außerordent-
lich optimistisch, weil es nur unter der An-
nahme erfolgreich sein kann, daß die auf den 
Entscheidungsprozeß einwirkenden Interes-
sen für Abrüstung und Rüstungsbegrenzung 
stärker sind als die Interessen, die zur (Über-) 
Rüstung geführt haben und führen. In einem 
Vergleich dieser entgegengerichteten Interes-
sen zeichnen sich die auf die Ausweitung der 
Rüstungsapparate zielenden Kräfte aus durch 
einen hohen gesamtökonomischen, technolo-
giepolitischen sowie regional- und strukturpo-
litischen Stellenwert, ein durch Krisen begün-
stigtes politisch-psychologisches Klima (Be-
drohungsängste), eine Koalition sonst konkur-
rierender gesellschaftlicher Mächte (Unter-
nehmer und Gewerkschaften bei Arbeitsplatz-
sicherung durch Rüstungsaufträge) und tra-
dierte Sicherheitsvorstellungen (Überbeto-
nung von militärischer Sicherheit). Im Gegen-
satz dazu sind die auf Rüstungsbegrenzung 
und Abrüstung gerichteten Interessen 
schlecht politisch umzusetzen, zumal diese oft 

von maximalistischen Forderungen ausgehen, 
was ihre Berücksichtigung eher behindert als 
fördert.
Eine Möglichkeit, den Friedenswillen der Be-
völkerung in konkreter Sicherheitspolitik 
wirksam zu machen, gäbe es nur dann, wenn 
diese Fragen für das Wählerverhalten bestim-
mend werden könnten. Dies ist aber deswegen 
außerordentlich schwierig, weil die kompli-
zierten Inhalte der Rüstungskontrollpolitik, 
kaum noch vermittlungsfähig sind und der Be-
völkerung die unmittelbare Betroffenheit nur 
schwer plausibel gemacht werden kann, und 
vor allem deshalb, weil in der Bundesrepublik 
die Parteien zu den Fragen der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle keine klar unterscheidba-
ren Positionen beziehen. Die auf Abrüstung 
zielende Vernunft hat nur ein materielles In-
teresse als Verbündeten: die finanzielle Bürde. 
Allerdings scheint es, als ob sowohl die Länder 
des Ostens wie die des Westens eher bereit 
sind, durch Konsumbegrenzung und Verschul-
dung ökonomisch oder politisch zu kollabie-
ren, als die Rüstungslasten zu mildern. Bleibt 
als einzige Hoffnung die Erkenntnis der politi-
schen Eliten und von Teilen der Öffentlichkeit 
über die Konsequenzen einer Fortsetzung des 
Wettrüstens, das mit zunehmender Wahr-
scheinlichkeit in einen atomaren Holocaust 
führt.
Vor diesem Hintergrund ist die Ergebnislosig-
keit der Rüstungskontrolle als Instrument ge-



gen Wettrüsten und Kriegsverhütung weniger 
verwunderlich als der Optimismus, mit dem 
dieser Versuch in den vergangenen Jahren be-
gleitet wurde und auch heute noch wird 57).  Die 
Hauptursachen des Wettrüstens und der 
Kriegsgefahr liegen in den Kriegsapparaten 
und der sich daraus ergebenden und auf sie zu-
rückwirkenden Struktur des Abschreckungs-
systems, die beide auf stetige qualitative und 
quantitative Weiterentwicklung drängen. Rü-
stungskontrolle und Abrüstung, die nicht an 
der Struktur der Militärapparate ansetzen, 
können nicht erfolgreich sein.
Rüstungskontrollpolitik, die erst die bestehen-
den Militärapparate verändern muß, um diese 
abrüstungstauglich zu machen, wäre freilich 
noch aussichtsloser als der herkömmliche 
Versuch, wären die bestehenden Militärappa-
rate nicht ohnehin in bezug auf ihre Verteidi-
gungsfunktion in erhebliche Friktionen, Wi-
dersprüche und Legitimationsprobleme gera-
ten.
Es könnte sein, daß diese Widersprüche in 
der Verteidigungskonzeption verantwortlich 
sind für die Mißerfolge in der Rüstungspolitik. 
Die These wäre dann: dysfunktionale Militär-
apparate sind abrüstungsimmun. Folgende 
zentrale Punkte der Kritik sind auszuma-
chen:
1. Die Verwendung der Atomwaffe zur Lan-
desverteidigung;
2. ein Verteidigungskonzept, das auf die 
Durchführbarkeit keinen Wert legt und des-
halb auf Dauer auch nicht abschreckt;
3. ein Trend zur Symmetrierüstung, die unge-
achtet der unterschiedlichen politischen Be-
dingungen und Aufträge nach Gleichgewicht 
und Gleichartigkeit der Waffen und Armeen 
strebt;
4. die Verwendung der Rüstungsapparate für 
innenpolitische und außenpolitische staatli-
che Funktionen, die mit militärischen Aufga-
ben nichts gemein haben („Rüstungsmilitaris-
mus").

1. Landesverteidigung mit Atomwaffen

Solange die Vorstellung bestimmend war, die 
strategischen Atomwaffen hätten den großen 

militärischen Konflikt zum „Krieg ohne Sie-
ger" und damit unwahrscheinlich gemacht, wa- 
ren Nuklearwaffen im Abschreckungssystem 
auf der Grundlage gesicherter beiderseitiger 
Zweitschlagskapazität als Kriegsverhütungs. 
Instrumente zu legitimieren. Problematischer 
war immer schon die Rechtfertigung der 7 000 
taktischen amerikanischen Atomwaffen auf 
europäischem Territorium, vor allem deshalb, 
weil sie zum größten Teil als Kompensation 
für die konventionelle Schwäche des Westens 
dienten und dienen, also Mittel der Kriegsfüh-
rung sein sollen. Eine plausible Einsatzdoktrin 
gibt es aber für diese nuklearen Waffen 
nicht58 ). In der dicht besiedelten Bundesrepu-
blik mit ihrer verletzlichen Infrastruktur führt 
jeder Atomwaffeneinsatz, der über den nie si-
cher zu begrenzenden selektiven Einsatz hin-
ausgeht, an die Grenze noch zu verantworten-
der Zerstörung. Der Versuch, Mannschafts-
stärke durch nukleare Feuerkraft zu ersetzen, 
ist auch theoretisch nicht gelungen, weil we-
gen der tieferen Gefechtszonen und der höhe-
ren Verluste bei atomarer Kriegführung mehr 
und nicht weniger Soldaten als bei der kon-
ventionellen Auseinandersetzung erforder-
lich wären.

58) Vgl. dazu Kurt J. Lauk, Die nuklearen Optionen
der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1979,
S. 107 ff.

Der populär gewordene Vergleich der aktuel-
len Krise mit der Vorgeschichte des Ersten 
Weltkrieges hat die Gefahr eines Krieges be-
wußt gemacht, der durch Fehlperzeptionen 
und durch Automatismen der Militärapparate 
ohne oder gegen den politischen Willen ent-
stehen kann. Das Vertrauen in die Rationalität 
der Akteure, in die politische Steuerbarkeit 
der militärischen Apparate, die beiden wich-
tigsten Voraussetzungen des atomaren Ab-
schreckungskonzepts, ist erschüttert Die 
schon in den sechziger Jahren von der Frie-
densforschung prognostizierte Destabilisie-
rung des Abschreckungssystems infolge der 
Dynamik der Militärapparate wird Realität 
Die beiderseitige Entwicklung der strategi-
schen Nuklearpotentiale in Richtung des Ent-
waffnungsschlages macht in einer Krise deren 
Einsatz allein schon dann möglich, wenn eine 
Seite (zu Unrecht) annimmt, die andere bereite 
diesen Erstschlag vor. Auch die eurostrategi-
schen Waffen sind von diesem Trend erfaßt 
Die Veränderung des Charakters der Atom-
waffen gibt der psychologischen Neueinschät-

57) So z.B. Verteidigungsminister Hans Apel am 
12. 4.1980 vor dem Internationalen Clausewitz-Fo-
rum. Redetext des BMVg, S. 12 f.



zung der Kriegsgefahr in der Bevölkerung 
eine reale Basis.
Da Atomwaffen Abschreckungswaffen sein 
mögen, zur Landesverteidigung in dem dicht 
besiedelten Mitteleuropa aber untauglich 
sind, ist angesichts dieser Veränderung eine 
Überprüfung der auf den Atomwaffen fußen-
den westlichen Sicherheitskonzeption erfor-
derlich. So hat Christoph Bertram, der Leiter 
des Londoner Instituts für Strategische Stu-
dien, jetzt festgestellt: „Wir müssen daher 
wohl in Zukunft ernsthafter die Möglichkei-
ten rein konventioneller Abschreckung erwä-
gen."59)

Rede vor der außenpolitischen Fachtagung der 
CDU am 4.3.1980, Manuskript S. 11.

) Siehe dazu Novosti Press Agency Publishing 
House: Disarmament: Soviet initiatives, Moskau 
1979.
6) FAZ, 14. 4.1980, S. 8 (in Abweichung vom Rede-
manuskript).

62) BMVg (Hrsg.), Weißbuch 1975/76, S. 86, 
Ziff. 154.
63) Generalmajor a.D. Eberhard Wagemann, Überle-
gungen zum Ausbildungssystem der Streitkräfte, 
Melle 1980 (Forschungsber. 5 der Konrad-Adenau-
er-Stiftung), S. 18.
64) FAZ 19.4.1980.
65) Der Beschluß der NATO zur Einführung nu-
klearer Mittelstreckenwaffen, in: Europa-Archiv, 4, 
1980, S. 109.

Die Konsequenzen der Atomwaffenabhängig-
keit der westlichen Sicherheitspolitik für die 
Rüstungskontrollpolitik sind evident. Zum ei-
nen belasten die Veränderungen in den strate-
gischen Potentialen die politischen Beziehun-
gen zwischen Ost und West, zum anderen ist 
kein Weg sichtbar, wie die Atomwaffen unter-
halb der strategischen Ebene durch Rüstungs-
kontrollvereinbarungen zu greifen sind. Die 
Kompensationsfunktion der westlichen Atom-
waffen für fehlende konventionelle Verbände 
ist grundsätzlich nicht verhandlungsfähig. 
Ohne die Eliminierung oder drastische Reduk-
tion der taktischen Atomwaffen sind erfolg-
versprechende Rüstungskontrollvereinbarun-
gen für Europa nicht zu erwarten. Die Atom-
waffenabhängigkeit der westlichen Verteidi-
gung bietet zudem der Sowjetunion erhebliche 
propagandistische Vorteile, wenn sie ihre non- 
first-use-Vorschläge60 ), etwa in Verbindung 
mit dem westlichen Konzept der vertrauens-
bildenden Maßnahmen, reaktivieren wird. Die 
konventionelle Überlegenheit des War-
schauer Pakts macht diese Aktivität durchaus 
glaubwürdig.

2. Abschreckung ohne Verteidigungs-
fähigkeit

Wenn die Abschreckung versagt, ist die 
NATO zur Verteidigung der Bundesrepublik 
unfähig. Am 12. April 1980 erklärte Verteidi-
gungsminister Hans Apel: „Krieg in Europa, 
das würde das Ende Europas bedeuten, auch 
ohne den Einsatz von Atomwaffen."61 ) Die 

Bundeswehr hat jedoch nach allen amtlichen 
Darstellungen nicht nur einen Abschrek- 
kungsauftrag: „Im Verteidigungsfall haben die 
Streitkräfte den Auftrag, zusammen mit den 
verbündeten Truppen den Angreifer so grenz-
nah wie möglich abzuwehren und verlorene 
Gebiete zurückzugewinnen.“62) Wie aber kann 
man mit einer Verteidigungsvorbereitung, „die 
expressis verbis auf Durchführbarkeit keinen 
Wert legt“, glaubhaft abschrecken, fragt ein 
früherer Kommandeur der Führungsakademie 
der Bundeswehr63 ). Nach Adelbert Weinstein 
ist die strategische Konzeption der flexible 
response zwar noch nie sonderlich glaubwür-
dig gewesen, wie z. B. die zunehmenden außer-
europäischen Verpflichtungen der US-Streit-
kräfte, durch die jüngsten Entwicklungen aber 
vollends überholt Vor allem die unterste Stu-
fe, die Drohung mit dem Einsatz der klassi-
schen Truppen, „ist von Beginn an immer ein 
Bluff gewesen", weil man mit Kräften rechnet, 
über die man nicht verfügt64 ).
Nicht von ungefähr kommt ein sachkundiger 
Kritiker wie Lothar Ruehl beim Ergebnis einer 
Analyse des Nachrüstungsbeschlusses der 
NATO zu folgendem Schluß: „Die bequeme 
Zeit der gedanklichen Unverbindlichkeit, da 
jedermann eine listige Unterscheidung zwi-
schen Abschreckung' und .Kampfführung' ma-
chen und damit das eigentliche Problem der 
nuklearen Optionen auf dem Kriegsschau-
platz eskamotieren konnte, indem er den 
Mythos von der .kampflosen Abschreckung' 
verherrlichte, ist in Europa zu Ende.“65 )
Die Bundeswehr ist nicht nur für die künftigen 
Bedingungen der Sicherheitspolitik falsch ge-
rüstet, sie ist auch abrüstungsuntauglich. Dies 
wird bei den Wiener MBFR-Verhandlungen 
besonders deutlich. Diese Abrüstungsver-
handlungen sind nur sinnvoll, wenn alle Betei-
ligten die Möglichkeit akzeptieren, nennens-
werte Abstriche an ihren Streitkräften zu ver-
einbaren. Führende Militärs der Bundesrepu-
blik haben aber keinen Zweifel gelassen, daß 
die „vom NATO-Bündnis sofort verfügbar ge-
haltenen Kräfte bereits an der Schwelle des 



tragbaren Risikos liegen"66 ). Die angestrebten 
Streitkräftereduktionen nach dem Wiener 
Verhandlungsansatz sind für die Bundesrepu-
blik nicht durchführbar, weil deutliche Verrin-
gerungen an dem Widerstand der Militärelite 
der Bundesrepublik mit 

67
immanent durchaus 

überzeugenden Gründen scheitern würden ). 
Der Inspekteur des Heeres, Generalleutnant 
Poeppel, hat daraus folgende Konsequenz ab-
geleitet: „Stimmen wir ... einer Kräftebegren-
zung unterhalb des für die Verteidigung nöti-
gen Bedarfs zu, muß vorher das strategische 
Konzept entwickelt werden, das unter verän-
derten Bedingungen unsere Sicherheit ver-
bürgt."68 )

66) Hans Poeppel, Kräfte für die Verteidigung, in: 
Europäische Wehrkunde, 9, 1978, S. 437.
67) Siehe auch Franz Uhle-Wettler, Gefechtsfeld 
Mitteleuropa. Gefahr der Übertechnisierung von 
Streitkräften, München 1980, S. 153.
68) Poeppel, a.a.O.

69) Im MBFR-Raum verfügen die Truppen der WVO 
über 7 400 und die der NATO über 5 000 Panzerab-
wehrwaffen.
70) Siehe Dieter S. Lutz (Hrsg.), Die Rüstung der So-
wjetunion. Rüstungsdynamik und bürokratische 
Strukturen, Baden-Baden 1979, S. 145 ff.

3. Symmetrierüstung gegen politischen 
Auftrag

Armeen sind sich in ihrer Struktur, Gliede-
rung und Bewaffnung auch dann zum Ver-
wechseln ähnlich, wenn der politische Auftrag 
oder die militärgeographischen Bedingungen 
völlig unterschiedlich sind. Das Abschrek- 
kungssystem wirkt zusätzlich symmetrierend 
auf die sich in Europa gegenüberstehenden 
Streitkräfte von NATO und Warschauer Ver-
tragsorganisation. Nur der Besitz all derjeni-
gen Waffen, über die der Gegner verfügt, gilt 
als Voraussetzung für Sicherheit. Und da bei 
sich gegenüberstehenden Armeen auch je-
weils die ähnlichen Abwehrwaffen vorhanden 
sind, ergibt sich daraus die Absurdität, daß 
jede Armee sich optimal selbst vernichten 
könnte.
Dieses Kindergartenprinzip, nach dem jeder 
alles haben möchte, was auch der andere be-
sitzt, gehört zu den ehernen Gesetzen der Rü-
stungspolitik, obwohl sich spiegelbildliche Rü-
stungsprozesse in der Geschichte immer wie-
der für eine der beiden Seiten als schädlich er-
wiesen haben, wenn geographische, waffen-
technische oder konzeptionelle Voraussetzun-
gen nicht vorhanden waren. Ein markantes 
Beispiel ist die deutsche Seerüstung vor dem 
Ersten Weltkrieg, die ein Duplikat der briti-
schen Navy wurde, im Krieg ohne Funktion 
war und folgerichtig sich nach dessen Ende 
selbst vernichtete.

Obwohl das Einsatzkonzept der sowjetischen 
Armee darauf beruht, den Krieg sofort nach 
Westen zu tragen, die Heeresverbände der 
NATO dagegen einen Abwehrkampf auf 
eigenem Territorium führen sollen, läßt sich 
dieser gravierende Unterschied in der Struk-
tur und Bewaffnung der Streitkräfte nicht ab-
lesen. Die WVO-Truppen verfügen nicht nur 
über die bekannte 1 :3-überlegenheit in der 
Zahl der Panzer, sie sind auch bei den Panzer-
abwehrwaffen eindeutig überlegen69 ).
Bei dieser Duellkonstellation mit gleichen 
Waffen ist der Westen unterlegen. Sicher-
heitspolitik ist bei dieser Symmetrierüstung 
zwangsläufig Unsicherheitspolitik, die darauf 
hinausläuft, eine große Panzerarmee mit einer 
kleinen Panzerarmee schlagen zu wollen. Si-
cherheit kann unter diesen Bedingungen nur 
durch ein zahlenmäßiges Gleichziehen oder 
durch die Kompensation durc

70

h taktische 
Atomwaffen angestrebt werden, was jedoch 
spätestens dann zweifelhaft geworden war, als 
sich der Bestand an taktischen Nuklearwaffen 
der Sowjetunion der Zahl der amerikanischen 
TNF in Europa annäherte ).
Die Rüstungskontrollpolitik verstärkt die Ten-
denz zur Spiegelbildlichkeit und fordert, wie 
bei den eurostrategischen Waffen, auch dort 
juristische Gleichheit und volle Parität, wo aus 
konzeptionellen Gründen (Prinzip der strate-
gischen Einheit des Westens) ein Gleichstand 
mit dem sowjetischen Potential bewußt nicht 
herbeigeführt worden war. Bislang droht die-
ses Abrüstungskonzept, das nach dem Motto 
verfährt „Aufrüsten um Abzurüsten", die Vor-
aussetzung zu ihrem Ergebnis zu machen. Das 
heißt, man fühlt sich im Besitz der Waffen, die 
man sich eigentlich nur als Verhandlungs-
masse zugelegt hatte, sicherer als zuvor. Damit 
taucht das Symmetriedenken in abrüstungs-
politischem Gewände wieder auf, mit demsel-
ben Effekt, nämlich der Fortsetzung und Be-
schleunigung des Rüstungswettlaufs.
Auch die Wiener MBFR-Verhandlungen über 
eine Truppenreduktion in Mitteleuropa waren 
bislang lediglich in der Schaffung der Abrü-
stungsvoraussetzungen erfolgreich. Womög-
lich wurden sie nur deswegen begonnen, weil 



durch den Zwang zur Parität der Truppenstär-
ken die NATO-Kontingente, vor allem die 
amerikanischen, nicht reduziert werden durf-
ten71 )- Die jahrzehntelange Diskussion über 
einen Rückzug von US-Truppen aus Europa 
(Mansfield-Resolution) war mit Beginn der 
MBFR-Gespräche schlagartig beendet.

72) Siehe dazu A. Mechtersheimer, Der „Rüstungsmi-
litarismus'' zwischen Entspannung und Abrüstung, 
in: Klaus Dieter Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik, 
Bad Honnef 1978, S. 243 ff., sowie: Rüstung und Poli-
tik. Kritische Betrachtungen zum „militärisch-indu-
striellen Komplex", in: Jürgen Weber (Hrsg.), Kon-
flikt und Integration IV: Probleme der Internatio-
nalen Politik, München 1979, S. 83 ff.

Das Symmetriedenken ist bei ungleichen Stär-
keverhältnissen nicht nur kein Sicherheitsre-
zept; es treibt den Rüstungswettlauf an und ist 
selbst dann, wenn ein ungefährer stärkenmä-
ßiger Gleichstand erreicht wäre, als Sicher- 
heits- und Abrüstungskonzept problematisch. 
Insbesondere bei starken politischen Span-
nungen ist weder ein vereinbarter noch still-
schweigender Konsens über den militärischen 
Gleichstand der Militärpotentiale in Europa 
möglich. Anstelle des Symmetrie-Paritäts- 
Denkens müssen die Kategorien Stabilität und 
Option treten. Das heißt, dauerhafte Sicher-
heit für die Bundesrepublik kann nur dann er-
reicht werden, wenn sich die militärische Si-
cherheitspolitik darauf konzentriert, das hin-
längliche Maß an Defensivkapazität aufzubau-
en, um einem Angreifer die Möglichkeit des 
schnellen Vordringens auf westdeutsches Ter-
ritorium zu nehmen. Ein anders angelegter 
Angriff ist nicht wahrscheinlicher als ein An-
griff, der durch keinerlei Verteidigungsvorbe-
reitung abgewehrt werden kann. Auf einer sol-
chen militärischen Grundlage wäre eine poli-
tische Ordnung in Mitteleuropa aufzubauen, 
die auch ohne Gleichartigkeit der Rüstung in 
West und Ost und ohne Zahlengleichheit sta-
bil ist und den Widerspruch zwischen politi-
schem Defensiv-Auftrag und militärischer Of-
fensiv-Struktur der NATO-Truppen aufhebt.

4. Rüstungsmilitarismus

Die Rüstungskontrollpolitik ähnelt einer 
Schädlingsbekämpfung, bei der die alters-
schwachen Schädlinge eingefangen, dem 
Nachwuchs aber besonders gute Lebensbedin-
gungen geschaffen werden. Das Wettrüsten 
wäre durch minimale Restriktionen bei der 
Entwicklung neuer Waffen viel nachhaltiger 
zu dämpfen als durch spektakuläre Rüstungs-
kontrollvereinbarungen herkömmlicher Art.

71) Siehe dazu William E. Griffith, East-West d- 
tente in Europe, in: Frans A.M. Alting  Geusau 
ed.), Uncertain dötente, Alphen aan < 
S. 13 ff. P

ig von Geusau 
den Rijn 1979,

Dem steht jedoch eine Veränderung im Mili-
tärwesen und dessen Beziehungen zu den an-
deren staatlichen und gesellschaftlichen Sek-
toren im Wege, die heute die Beschaffungspo-
litik bestimmen. Es handelt sich dabei um eine 
neue Erscheinungsform des Militarismus, der 
wegen des dominierenden Einflusses der 
Technik auf die Rüstungsapparate als „techno-
logischer Militarismus" bezeichnet werden 
kann. Wir verwenden im Hinblick auf dessen 
Funktion auch den Terminus „Rüstungsmilita-
rismus" und definieren ihn als die Verwen-
dung der materiellen Komponenten der Mili-
tärapparate zur Befriedigung von staatlichen 
und gesellschaftlichen Interessen, die mit dem 
klassischen Auftrag der Streitkräfte nichts ge-
mein haben72 ).
Dieser Mißbrauch der Rüstung für nichtmilitä-
rische Zwecke verkettet den Rüstungssektor 
mit dem politischen und gesellschaftlichen 
Gesamtsystem intensiver, als es bei einer Be-
schränkung auf die militärische Funktion er-
forderlich wäre. Die Entwicklung, Produktion 
sowie der Export von Waffen werden in Ost 
und West zu einem systemstabilisierenden 
und krisendämpfenden Instrument. Mit Hilfe 
von Rüstung sollen u. a. in fast allen Ländern 
Arbeitsplätze geschaffen und gesichert, Indu-
striekapazitäten ausgelastet, zwischenstaatli-
che Beziehungen gefördert, strukturelle und 
regionale Probleme gelöst, die technische Lei-
stungsfähigkeit der Volkswirtschaft gesichert, 
Zahlungsbilanzprobleme gelindert, das staatli-
che Prestige gehoben oder die Devisen aus 
den OPEC-Ländern zurückgeholt werden. 
Wenn die Realisierung des politischen Pri-
mats immer schwieriger wird, d. h. weder bei 
den Beschaffungsvorhaben noch bei den Abrü-
stungsbemühungen die Ergebnisse dem er-
klärten Willen der Regierungen entsprechen, 
dann ist dies auch auf diese Ausuferung des 
Militärsektors zurückzuführen.
Nachweislich werden wegen der nichtmilitäri-
schen Funktionen der Rüstung nicht nur 
mehr, sondern häufig auch andere und vor al-
lem komplexere Waffen produziert und be-
schafft, als aus militärischen Gründen erfor-



derlich sind. Das Ergebnis ist eine zuneh-
mende Dysfunktionalität der Waffen und der 
gesamten Streitkräfte, die immer deutlicher 
von Übertechnisierung und Störanfälligkeit 
gekennzeichnet sind. Vor allem die näher rük- 
kenden Grenzen der Finanzierbarkeit haben 
einen Problemdruck erzeugt, der erste Reak-
tionen der zuständigen Politiker hervorruft. So 
hat die sprunghafte Preisentwicklung des 
Großgeräts, wie z. B. bei dem Kampfflug-
zeug MRCA-To 73rnado ), Verteidigungsmini-

IX. Schlußbemerkungen
1. Letzten Endes hindert nur eines daran, die 
Konsequenz aus dem dargelegten Befund zu 
ziehen und die Rüstungskontrolle als einen 
für die Kriegsverhütung untauglichen Ver-
such abzustempeln: die wachsende Kriegsge-
fahr, die jeden Beitrag, der möglicherweise zur 
Verhütung des atomaren Holocaust beitragen 
könnte, zur Pflicht macht. Bislang aber hat ins-
besondere SALT jene Friedensforscher bestä-
tigt, die schon Ende der sechziger Jahre Rü-
stungskontrolle unter den gegebenen Bedin-
gungen als ein zumindest aussichtsloses Un-
terfangen bezeichnet hatten.
2. Eine Erkenntnis aus dem bisherigen Verlauf 
der Rüstungskontrollpolitik ist nicht mehr 
strittig: Das Krieg-Frieden-Problem ist auf die-
sem Wege nicht zu lösen. Abrüstung ist so 
nicht zu erreichen, allenfalls eine — schwer 
nachweisbare — Verringerung des Zuwachses 
der Rüstungspotentiale. Alle weitergehenden 
Erwartungen sind schädlich, weil sie zu Ent-
täuschungen führen müssen, die die interna-
tionalen Beziehungen verschlechtern kön-

3. Ein in der Öffentlichkeit unterschätzter Ne-
beneffekt des intersystemaren Rüstungsdia-
logs ist die allmähliche Verbesserung der 
Transparenz der sowjetischen Rüstung. Die im 
Westen vorhandenen Bedrohungsvorstellun-
gen sind auch ein Ergebnis der unzureichen-
den Informationen über Zahl und Qualität der 
sowjetischen Waffen. Da die sowjetische Rü-
stung durch die NATO in der Regel über-
schätzt wurde, könnten auch erfolglose Rü-

ster Hans Apel zur folgenden Feststellung 
veranlaßt: „Eine einfache Fortschreibung der 
gegenwärtigen Trends kann nur im finanziel- 
len und im militärischen Fiasko enden“743).

73) Siehe dazu J. Bruno Köppl, Probleme des multi-
nationalen Rüstungsmanagements und deren Aus-
wirkungen auf die Verteidigungsfähigkeit der 
NATO-Staaten unter dem Aspekt der wachsenden 
sowjetischen Bedrohung, München 1979 (Disserta-
tionsdruck). 74) Spiegel-Gespräch Nr. 18/1980, S. 45.

Die Rüstungskrise kann zu einer Chance für 
die Abrüstungspolitik werden, wenn durch 
eine Generalresivision der militärischen Si-
cherheitspolitik eine Rüstung geschaffen wird, 
die die Sicherheit gewährleistet und Abrü-
stung tatsächlich möglich macht.

stungskontrollverhandlungen die westliche 
Beurteilung der Sicherheitslage in Europa ent-
krampfen und den Zwang zu permanenten 
„Nachrüstungen“ verringern.
4. Bei der Eigenart der heutigen Rüstungsap-
parate, auf Begrenzungsversuche mit Auswei-
tung zu reagieren, erscheinen Versuche, am 
psychologisch-politischen Umfeld der Rü-
stung anzusetzen, aussichtsreicher als die Ma-
nipulation an den Waffen selbst. Vertrauens-
bildende Maßnahmen, vor allem um die Ge-
fahr eines Überraschungsangriffs in Mitteleu-
ropa zu bannen, sind frei von der Gefahr der 
kontraproduktiven Effekte, wie sie im SALT- 
Prozeß deutlich geworden sind.
5. Auf Kriegsgefahr kann grundsätzlich auf 
zweierlei Weise reagiert werden: entweder 
durch Verstärkung der Rüstung oder durch 
Versuche der Verständigung. Aufrüstung ist 
für die Bundesrepublik kein Ausweg, weil da-
durch bei der heutigen Struktur lediglich der 
Zeitpunkt, zu dem bei einer Verteidigung 
mehr zerstört als geschützt werden würde, 

Versuch, die konfrontativen Elemente in den 
Ost-West-Beziehungen soweit wie irgend 
möglich zu begrenzen. Zur Symbolisierung ei-
nes derartigen europäischen Bemühens hätte 
auch der Rüstungsdialog eine politische Be-
deutung.
6. Allerdings ist es zweifelhaft, ob es den Inter-
essen des Westens dient, wenn die Bundesre-
publik bei der atomaren Mittelstreckendis-
kussion die Rolle eines Wortführers anstrebt 
Die Bundesrepublik Deutschland wird für die 
vorgesehenen Atomwaffen kein Verfügungs-
recht besitzen und nicht einmal Trägersy-



steme zur Verfügung stellen. Gravierender 
noch ist der Dissens zwischen Bonn und Wa-
shington über Notwendigkeit und Verfahren 
von Rüstungskontrollverhandlungen. Die 
Bundesregierung scheint Europa vor allem 
durch die bevorstehende Forcierung des 
atomaren Wettrüstens bedroht zu sehen, wäh-
rend die US-Regierung die Sicherheit der Ver-
einigten Staaten primär durch die wachsende 
sowjetische Rüstung in Gefahr sieht. Ein Rü-
stungskontrollabkommen über die eurostrate-
gischen Waffen ist für die USA allenfalls nach 
dem Prinzip der Parität möglich, das die Bun-
desregierung nicht akzeptieren kann, weil die 
Grundlage ihrer Sicherheitspolitik, d. h. die 
den europäischen Kriegsschauplatz mit den 
strategischen Waffen der USA verbindende 
Triade, ausgehöhlt werden würde.
7. Die drängenden Aufgaben der deutschen 
Sicherheits- und Friedenspolitik liegen auf ei-
nem anderen Feld. Die Gefahr des Krieges in 
Europa, der ohne oder sogar gegen den politi-
schen Willen dadurch entstehen kann, daß ein 
Funke aus einer anderen Konfliktregion über-
springt und dann die Politik von der Eigendy- 
namik der Rüstung beherrscht wird, ist gestie-
gen. Gegen diese Kriegsgefahr bietet die Ab-
schreckungsstrategie der NATO, die auf der 
Bereitschaft des amerikanischen Präsidenten 
zum Einsatz des strategischen Potentials be-
ruht, wenig Schutz. Die Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik ist auch deshalb in eine tiefe 
Legitimationskrise geraten, weil sie keine ak-
zeptable Antwort weiß auf die Frage: Was ge-
schieht, wenn die Abschreckung versagt? Ver-
nichtungskrieg oder Kapitulation wäre die Al-
ternative. Es würde nicht überraschen, wenn 
unter diesen Bedingungen bei einem erhebli-
chen Teil der Bevölkerung der Wille zur Ver-
teidigung mit zunehmender Kriegswahr-
scheinlichkeit schwände. Die politische Auf-
gabe liegt nicht in dem aussichtslosen Ver-
such, einen ohnehin für die Kriegswahrschein-
lichkeit und den Zerstörungsgrad unwesentli-
chen Zuwachs der atomaren Vernichtungspo-
tentiale zu verhindern, sondern in der Reform 
der militärischen Sicherheitspolitik.
8. Die Reform der Bundeswehr ist entspan-
nungspolitisch erwünscht, weil ihre Struktur 
dem politischen Defensivauftrag nicht ent-
spricht; sie ist sicherheitspolitisch notwendig, 
weil die Abschreckung in Mitteleuropa stär-
ker konventionell organisiert werden muß; sie 
ist militärisch unumgänglich, weil die Wider-
sprüche in der militärischen Organisation 

schon bald im militärischen und finanziellen 
Chaos enden. Die „modernen" Streitkräfte der 
Bundesrepublik sind besonders weit in die 
Sackgassen der Übertechnisierung und Über-
teuerung hineingeraten.
9. In der Öffentlichkeit, in Teilen der Regie-
rung und auch in der Bundeswehr hat bereits 
eine Diskussion über die wachsenden Pro-
bleme der Landesverteidigung eingesetzt. Ge-
genstand sind einzelne Friktionen, wie z. B. 
der fehlende Schutz der Bevölkerung in einem 
bewaffneten Konflikt, der Widersinn einer auf 
Atomwaffen abgestützten Heimatverteidi-
gung, die Folgen der Übertechnisierung der 
Streitkräfte, die Unmöglichkeit, die bestellten 
Waffensysteme zu finanzieren, oder die Not-
wendigkeit, die USA in Europa militärisch zu 
entlasten. Es ist eine Frage der Zeit, bis allge-
mein erkannt sein wird, daß diese Schwierig-
keiten durch einen fundamentalen Anachro-
nismus verursacht und nur durch eine Gene-
ralreform der Landesverteidigung zu bewälti-
gen sind. Je früher dies begriffen und entspre-
chend gehandelt wird, um so eher sind die von 
dem drohenden Desaster ausgehenden de- 
stablisierenden Wirkungen auf den Frieden in 
Europa zu vermeiden.
10. Aufgabe der anstehenden Bundeswehr- 
Reform muß die Realisierung einer neu defi-
nierten Rüstungspolitik sein, bei der die Ziele 
der Rüstungskontrolle integrierter Bestand-
teil sind. Der bisherige Dualismus dieser bei-
den Elemente von Sicherheitspolitik hat Rü-
stungskontrolle zu einer Legitimationshilfe 
für Aufrüstung werden lassen. Eine westliche 
Streitkräftestruktur, die beispielsweise auf 
den Einsatz von Panzern entlang der Grenze 
zum Warschauer Pakt verzichten würde, wäre 
in sich eine Maßnahme der Rüstungskontrol-
le. Wenn die grenznahen NATO-Verbände in 
Mitteleuropa zur Verteidigung spezialisiert, 
zum Angriff aber unfähig wären und vom War-
schauer Pakt aufgrund ihrer Bewaffnung auch 
nicht als Bedrohung fehlinterpretiert werden 
könnten, wäre Rüstungspolitik gleich Rü-
stungskontrollpolitik. Dies gilt auch für eine 
westliche Verteidigungsstrategie, die durch 
Verkürzung der langwierigen Mobilisierungs-
maßnahmen dem Gegner den Anreiz zum prä-
ventiven Angriff nehmen würde. Der Verzicht 
auf verwundbare Atomwaffen, die nur durch 
ihren Einsatz vor der Zerstörung bewahrt wer-
den können, wäre ein wichtiger Beitrag 
zur Verhütung des atomaren Holocaust in Eu-
ropa.



Herwig Pickert

Satellitenabwehr

Die militärische Nutzung des Weltraums

Bis Ende des Jahres 1979 wurden 1etwa  700 
für militärische Aufgaben bestimmte Satelli-
ten in eine Erdumlaufbahn gebracht; das sind 
etwa 75 Prozent aller bisher gestarteten künst-
lichen Erdtraba 1nten)-  Fast alle sind sowje-
tischen und amerikanischen Ursprungs. Allein 
in den letzten fünf Jahren von 1975 bis 1979 
setzten die UdSSR 451 und die USA 90 militä-
rische Satelliten ein (siehe Tabelle)2). Die fünf-
fache Anzahl der sowjetischen Satelliten mag

1) World Armaments and Disarmament — SIPRI 
Yearbook 1979, London 1979, S. 4 (im folgenden zi-
tiert als „SIPRI 1979"); World Armaments and Disar- 
mament — SIPRI Yearbook 1980, London 1980, 
S. 201 ff. (im folgenden zitiert als „SIPRI 1980").
2) World Armaments and Disarmament — SIPRI 
Yearbook 1976, London — Stockholm 1976, S. 115 ff.; 
World Armaments and Disarmament — SIPRI Year-
book 1977, London — Stockholm 1977, S. 137 ff. (im 
folgenden zitiert als „SIPRI 1977")-, World Arma- 
ments and Disarmament — SIPRI Yearbook 1978, 
London 1978, S. 91 ff. (im folgenden zitiert als „SIPRI 
1978“); SIPRI 1979, S. 280 ff.; SIPRI 1980, S. 201 ff.

3) Kim Willenson, u. a., Arms Race in Space, in: 
Newsweek vom 13. 2. 78.

Redaktionelle Notiz: In der Beilage B 11/79 erschien 
von Herwig Pickert der Beitrag „Neue Waffentech-
nologien, Waffenarten und Kampfmittel“. In einem 
kurzen Abschnitt (Viff) wird dort die militärische 
Nutzung des Weltraums behandelt. Diese Thematik 
wird wegen ihrer besonderen Bedeutung für Rü-
stungsbegrenzung und strategisches Gleichgewicht 
in dem vorliegenden Beitrag „Satellitenabwehr“ 
nochmals aufgegriffen und fortgeschrieben. 

unter anderem dadurch verursacht sein, daß 
viele von ihnen eine vergleichsweise kürzere 
Lebensdauer haben als die amerikanischen, so 
daß zur konstanten Erfüllung eines identi-
schen Auftrages mehr Satelliten gestartet 
werden müssen.
Der Einsatz und die Nutzung von Satelliten ist 
aus dem Bereich der Militärtechnik nicht 
mehr wegzudenken; insbesondere im strategi-
schen Bereich sind sie ein wesentliches Instru-
ment der Lagebeurteilung und Indikationsge-
winnung sowie ein Hilfsmittel für den eigent-
lichen Einsatz der Waffensysteme, aber ihre 
Bedeutung nimmt auch im operativen und tak-
tischen Bereich zu.
Die militärischen Aufgaben von Satelliten um-
fassen Fernmeldewesen, Photo- und elektroni-
sche Aufklärung, Ozeanüberwachung, Früh-
warnung, Wetteraufklärung, Geodäsie, Navi-
gation und Kampfaufgaben.
Diese militärischen Aufgaben sollen hier nur 
beispielhaft unterstrichen werden: Mehr als 
zwei Drittel des grenzüberschreitenden mili-
tärischen Fernmeldeverkehrs der USA wer-
den über Satelliten abgewickelt3). Mit Hilfe 
geodätischer Satelliten wird jeder Punkt der 



Erdoberfläche vermessen, um genaueste Ziel-
unterlagen für den Einsatz interkontinentaler 
Waffensysteme verfügbar zu haben. Die Navi-
gationssatelliten dienen dem Einsatz der Waf-
fensysteme selbst; die Genauigkeit der Stand-
ortbestimmung beträgt bei ihnen 10 Meter, die 
d 6e 4r Geschwindigkeitsmessung  cm/sec ), so 
daß die Waffensysteme (Flugkörper, Flugzeu-
ge, Schiffe etc.) weit effektiver eingesetzt wer-
den können und zugleich unerwünschte Kol-
lateralschäden beim Waffeneinsatz minimiert 
werden. Die Frühwarnsatelliten ermöglichen 
überhaupt erst eine, wenn auch kurze Warn- 
zeit im Falle eines gegnerischen Raketenan-
griffs, so daß ein Vergeltungsschlag der ange-
griffenen Seite möglich wäre, bevor das strate-
gische Potential eventuell durch den Angrei-
fer vernichtet sein würde. Sie tragen damit zur 
Zweitschlagfähigkeit bei und wirken im globa-
len Abschreckungssystem stabilisierend. Auf-
klärungssatelliten schließlich dienen der all-
gemeinen Nachrichten- und Indikationsge-
winnung, vor allem aber auch der Verifikation 
von Rüstungskontrollabkommen.
Sicherheitspolitische und militärische Lage-
beurteilung und Entschlußfassung wie auch 
die Durchführung von militärischen Operatio-
nen selbst sind heute ohne Satelliten nicht 
mehr denkbar. Der Ausfall eines Teiles oder 
aller dieser militärisch genutzten Satelliten 
auf einer Seite würde daher äußerst destabili-
sierend wirken. Schon die Möglichkeit, daß 
eine Seite die Fähigkeit besitzt, dieses „strate-
gische Nervensystem"5) zu lähmen, mußte 
große Besorgnis auslösen, wie es in der Erklä-
rung des amerikanischen Verteidigungsmini-
sters Brown im Oktober 1977, daß die Sowjet-
union nicht nur die Entwicklung von Anti-Sa-
telliten betreibe, sondern bereits eine Fähig-
keit zum Einsatz derartiger Waffensysteme 
habe, zum Ausdruck kam6).

4) SIPRI 1977, S. 117.
5) Strategie Survey 1976, hrsg. vom International In-
stitute for Strategie Studies, London (1977), S. 27.
6) E. Asa Bates, National Technical Means of Verifi- 
cation; in: RUSI — Journal of the Royal United 
Services Institute for Defense Studies, Juni 1978, 
S. 69.

Satellitenbahnen

Zum besseren Verständnis der von den Groß-
mächten betriebenen Bemühungen um Ab-
wehr gegnerischer bzw. Schutz der eigenen 
Satelliten seien einige Angaben über die Um-
laufbahnen von Satelliten vorangestellt.
Satelliten bewegen sich entweder auf einer 
kreisförmigen oder einer elliptischen Erdum-

laufbahn (Orbit). Während auf einer Kreisbahn 
Flughöhe und Geschwindigkeit des Satelliten 
konstant sind, ändern sich diese bei ellipti- 
sehen Umlaufbahnen ständig. Am höchsten ist 
die Geschwindigkeit im Perigäum, dem erd-
nächsten Punkt der Bahn, bis zum Erreichen 
des Apogäums, des erdfernsten Punktes der 
Umlaufbahn, nimmt die Geschwindigkeit wie-
der ab.
Der Erdmittelpunkt liegt in der Ebene der Sa-
tellitenumlaufbahn. Die Bahnneigung der Um-
laufbahn wird von der geographischen Lage 
des Startortes des Satelliten bestimmt; sie ent-
spricht mindestens dessen geographischer 
Breite. Das bedeutet, daß eine Umlaufbahn pa-
rallel zum Äquator eigentlich nur von einer 
Startposition am Äquator zu realisieren ist 
Jede Änderung des Orbit in Richtung auf ei-
nen geringeren Neigungswinkel (Inklina-
tion) bedarf eines erheblichen Energieauf-
wandes. Von daher sind die USA gegenüber 
der Sowjetunion im Vorteil, da die amerikani-
schen Hauptstartplätze weiter südlich liegen 
als die der UdSSR:
Cape Kennedy (ca. 28° N)
Vandenberg (ca. 37° N)
Wallops Island (ca. 37° N)

Tyuratam (ca. 46 ° N)
Kapustin Yar (ca. 48° N)
Plesetsk (ca. 63 ° N)
Die Periode eines Satelliten, d. h. die für eine 
Erdumkreisung benötigte Zeit, hängt von der 
Flughöhe ab. Bei erdnahen Umlaufbahnen bis 
zu einer Höhe von ca. 500 km beträgt die Pe-
riode etwa eineinhalb Stunden; ihre Dauer 
steigt bis auf 24 Stunden bei einer Flughöhe 
von etwa 36 000 km, d. h. in diesem Höhenbe-
reich läuft der Satellit synchron mit der Erdro-
tation. Wenn die Umlaufbahn eines solchen 
Satelliten eine Inklination von Null hat, d. h. 
parallel zum Äquator verläuft, so scheint er 
über einem Punkt des Äquators stillzustehen; 
er hat eine sogenannte geostationäre Posi-
tion.
Die Charakeristiken der Umlaufbahnen wer-
den unter anderem von der Aufgabenstellung 
für die jeweiligen Satelliten bestimmt’):
— Fernmeldesatelliten haben Umlaufbahnen 
in Höhen zwischen 170 und 41 000 km Höhe, 
wobei die Amerikaner überwiegend nahezu 
kreisförmige Orbits im Höhenband zwischen 
35 000 und 36 000 km nutzen.

7) SIPRI 1977, S. 116ff.; SIPRI 1978, S. 91 ff.



— Photoaufklärungssatelliten, die eine Auflö-
sung von bis zu 15—30 cm haben8), befinden 
sich auf Umlaufbahnen zwischen 125 und 
500 km.

9) SIPRI 1977, S. 375.
10) SIPRI 1978, S. 88.
11) „Killer-Satelliten" werden Thema konkreter Ver-
handlungen, in: Süddeutsche Zeitung vom 20.6. 
1978.
12) Bates, a. a. O., S. 72.

— Satelliten zur elektronischen Aufklärung 
fliegen zwischen 200 und 850 km hoch.
— Bei den Navigationssatelliten nutzt die 
UdSSR Höhen um 1000 km; die Amerikaner 
sehen die Nutzung von drei Höhenbändern 
vor, und zwar zwischen 900 und 2 700 km, zwi-
schen 13 000 und 20 000 km sowie zwischen 
22 000 und 48 000 km, wobei letzteres Höhen-
band für das im Aufbau befindliche globale 
Navigationssystem (GPS — Global Positioning 
System) Navstar vorgesehen ist.
— Wetteraufklärung wird von der Sowjet-
union in Höhen von 200 bis 900 km, von den 
USA bis zu 36 000 km hoch betrieben.
— Die geodätischen Satelliten führen ihre 
Vermessungen aus Höhen zwischen 400 und 
2 000 km (Sowjetunion) bzw. 1 000 und 5 000 
(USA) km durch.
— Für die Frühwarnung nutzen die USA fast 
geostationäre Umlaufbahnen in etwa 
36 000 km Höhe; sowjetische Frühwarnsatelli-
ten fliegen im allgemeinen auf elliptischen 
Umlaufbahnen mit Höhen zwischen 350 und 
60 000 km; die Umlaufbahn der sowjetischen 
Satelliten entspricht den amerikanischen.
— Die Ozeanüberwachung wird von den Ame-
rikanern in Höhen zwischen 800 und 1 200 km, 
von den Sowjets zwischen 250 und 1 000 km 
durchgeführt
Die Vielfalt der den Satelliten übertragenen 
militärischen Aufgaben unterstreicht ihre Be-
deutung im Rahmen globaler sicherheitspoliti-
scher Überlegungen. Ihre ungehinderte Nut-
zung setzt die jeweilige Seite erst in Stand, ihr 
Abschreckungspotential politisch und notfalls 
auch militärisch zu nutzen. Von daher ist es 
verständlich, daß auf beiden Seiten Überle-
gungen angestellt wurden, wie man die jewei-
lige Gegenseite an der Nutzung der Satelliten 
hindern könnte und wie man seine eigenen 
Satelliten vor gegnerischer Beeinträchtigung 
schützen kann.

Vertragliche Regelungen

Parallel zu den Bemühungen um eine wirk-
same Satellitenbekämpfung wurde der Schutz

8)Bhupendra Jasani, Arms Race in Outer Space, in: 
Alternatives — A Journal of World Policy, Vol. IV, 
No. 1, Juli 1978, S. 62. 

von Satelliten ein Thema internationaler Ver-
träge und Vereinbarungen, die sich allerdings 
in erster Linie mit anderen Aspekten der Rü-
stung auf der Erde und im Weltraum befassen. 
So verbietet der sogenannte „Outer Space 
Treaty" des Jahres 1967, Objekte mit Nuklear-
waffen oder anderen Massenvernichtungswaf-
fen auf eine Erdumlaufbahn zu bringen, auf ei-
nem Himmelskörper zu installieren oder auf 
eine andere Weise im Weltraum zu stationie-
ren; desgleichen wird die militärische Nut-
zung von Himmelskörpern verboten9). Dies 
impliziert aber, daß die Stationierung und Nut-
zung anderer als der genannten Waffenkate-
gorien mittels Satelliten nicht verboten ist
Artikel XII der SALT-Vereinbarungen des 
Jahres 1972 verbot die Behinderung und Be-
einträchtigung der „nationalen technischen 
Verifizierungsmittel". Dieses Verbot wurde in 
Artikel XV des noch nicht ratifizierten SALT- 
II-Vertrages wiederholt. Die Vereinbarung be-
deutet daß die Aufklärungssatelliten zur 
Überwachung der Einhaltung der Vertragsbe-
stimmungen geschützt sind. Andererseits er-
heben sich Zweifel, ob dieser Schutz sich auch 
auf Satelliten zur elektronischen Aufklärung 
und Frühwarnung erstreckt; sicherlich aber 
kann aufgrund dieser Verträge für Fernmel-
de-, Navigations-, meteorologische und geodä-
tische Satelliten kein Schutz beansprucht wer-
den.
Angesichts dieser Vertragslage und vielleicht 
auch aufgrund des offensichtlichen Vor-
sprungs der Sowjetunion in der Fähigkeit zur 
Satellitenbekämpfung schlugen die USA im 
März 1977 der Sowjetunion vor, auf die Be-
waffnung und Zerstörung von Satelliten zu 
verzichten10). Das Ergebnis der vorbereiten-
den Konsultationen in Helsinki im Juni 1978 
war lediglich, daß die Sowjetunion und die 
USA zu einem noch festzulegenden Zeitpunkt 
konkrete Verhandlungen führen wollen 1). Im 
Gegensatz zum Weißen Haus stand das Penta-
gon einem solchen Abkommen unter anderem 
wegen der schwierigen Verifikationsmöglich-
keiten skeptisch gegenüber12). Bezeichnen-
derweise führte die Sowjetunion, nachdem je-
weils mehrere Monate keine Satellitenabfang-
tests durchgeführt worden waren, sowohl im 
Mai 1977, also sehr bald nach Präsident Car-
ters Vorschlag, als auch im Mai des folgenden 



Jahres, d. h. unmittelbar vor den Gesprächen 
in Helsinki, erneute Tests durch13 ).

13) SIPRI 1978, S. 101; Die Sowjetunion testet wieder 
„Killer-Satelliten", in: Die Welt vom 26. 5.1978; Ana-
tol Johansen, Droht ein Krieg im Weltraum?, in: 
Frankfurter Allgemeine vom 8.6. 1978.
14) Richard Earl Hansen, Freedom of Passage on the 
High Sea of Space, in: Strategie Review, Vol. V, 
No. 4, Herbst 1977, S. 87 ff.
15) Ebd.

Satellitenabwehrwaffen

Die Bekämpfung von Satelliten stellt ein in 
verschiedener Hinsicht äußerst schwieriges 
und aufwendiges Unterfangen dar. Allein die 
Tatsache, daß für das Abfangen eines Satelli-
ten eine Treffpunktaufgabe für drei sich auf el-
liptischen Bahnen bewegende Körper, näm-
lich die Erde, der abzufangende Satellit und 
das abfangende System, in kürzester Zeit ge-
löst werden muß, deutet an, welcher Aufwand 
an Sensoren, elektronischer Datenverarbei-
tung und Navigationssystemen erforderlich 
ist. Hinzu kommt der beträchtliche Energiebe-
darf des zum Abfang eingesetzten Systems, 
wobei an den Aufwand zur Änderung von Ge-
schwindigkeit und Inklinationswinkel eines 
Satelliten erinnert sei.
Beide Supermächte beschäftigen sich trotz-
dem seit längerem mit der Möglichkeit, geg-
nerische Satelliten in ihrer Funktion zu neu-
tralisieren; dabei kann es durchaus von Vor-
teil sein, diesen nicht zu zerstören, sondern 
nur seine Funktionsfähigkeit entscheidend zu 
beeinträchtigen, wobei sogar die Möglichkeit 
bestünde, die entsprechende Manipulation als 
technische Panne erscheinen zu lassen14 ).
Zur Bekämpfung von Satelliten bieten sich 
verschiedene Verfahren und Systeme an, so 
z. B. der Einsatz von erdgestützten Raketen-
waffen, auf die weiter unten eingegangen wer-
den soll, der Einsatz von Abwehrsatelliten so-
wie erd- oder raumgestützte Strahlenwaffen.

Satellitenbekämpfung durch Satelliten15 )

In den vergangenen Jahren haben sowohl die 
Sowjetunion als auch die Vereinigten Staaten 
verschiedentlich in beeindruckender Weise 
ihre Fähigkeiten in der Rendezvous-Technik 
demonstriert. So besteht die Möglichkeit, ein 
unbemanntes oder bemanntes Raumfahrzeug 
an den zu bekämpfenden Satelliten zu kop-
peln. Um das Vorhaben zu verschleiern, würde 
das Koppelungsmanöver vorzugsweise in dem 
Teil des Orbits vorgenommen, den der Gegner 

mit seinen Sensoren von der Erde aus nicht 
kontrollieren kann.

Nach der Koppelung könnte der abgefangene 
Satellit ausgeschaltet werden, indem z. B.:

— Teile entfernt oder durch Bestrahlung bzw. 
durch ein magnetisches Feld ausgeschaltet 
werden,
— korrosionsverursachende Substanzen ange-
bracht werden, um Antennen oder Energie-
quellen des Satelliten zu zerstören,
— Explosivladungen angebracht werden,
— kleine Steuerraketen angebaut werden, die 
den Satelliten aus seiner Bahn herausbe-
schleunigen oder ihn so abbremsen, daß er in 
der Atmosphäre verglüht.

Nach diesen Manipulationen würde sich das 
abfangende Raumfahrzeug möglichst unbeob-
achtet vom Ziel abkoppeln und zu seinem 
Mutterschiff im Raum oder zur Erde zurück-
kehren.

Desgleichen bestünde die Möglichkeit, kleine 
Zerstörmechanismen direkt von der Erde aus 
zum Ziel zu starten, die sich, ohne das Radar-
bild des Zieles bei den Bodenstationen zu ver-
ändern, an das Ziel ankoppeln. Diese Zerstör-
mechanismen würden dann durch ein Kom-
mando von der Erde aus gezündet

Neben diesen auf der Koppelung mit dem Ziel 
beruhenden Abfangverfahren kann auch die 
Bahnverfolgung genutzt werden, bei der der 
Abfangsatellit von der Erde oder von einem 
Raumfahrzeug aus in eine Umlaufbahn ge-
bracht wird, die der des zu bekämpfenden Sa-
telliten entspricht oder etwas versetzt zu ihr 
verläuft. Die Annäherung an das Ziel würde 
nur so weit erfolgen, daß die Warnsensoren 
des Zieles nicht ansprechen und möglichst 
auch keine Beunruhigung bei den Bodensta-
tionen entsteht

Bei diesem Verfahren würde wahrscheinlich 
eher eine direkte Zerstörung des Zieles als 
seine bloße Neutralisierung wie bei einem Teil 
der Koppelungsverfahren versucht werden, 
Dies wäre z. B. durch eine Rakete mit Endpha-
senlenkung möglich, die sich auf das Ziel auf-
schaltet. Die vertraglichen Einschränkungen 
für Nuklearwaffen im Weltraum durch den 
„Guter Space Treaty“ stellen hierfür kein Hin-
dernis dar, da die Fragmente eines konventio-
nellen Sprengsatzes im Raum erhebliche Ent-
fernungen ohne Energieverlust zurücklegen, 
d. h. der Wirkungsbereich einer solchen Split-
terwaffe weit größer wäre als auf der Erde.



Von einer gegenüber dem Zielorbit versetzten 
Umlaufbahn könnten auch schwer zu entdek- 
kende Minen mit Abstands- oder Kommando-
zündern im Weltraum „gelegt" werden. Ge-
ringfügige Kurskorrekturen dieser Raummi-
nen würden dann bewirken, daß sie entweder 
vom Zielsatelliten überholt oder in dessen 
Umlaufbahn hinein beschleunigt werden, wo-
bei zusätzlich die Möglichkeit bestünde, den 
Detonationspunkt an eine nur schwer zu beob-
achtende Stelle des Orbits zu legen.
Um die Gegenseite, deren Satellit bekämpft 
werden soll, noch weiter zu täuschen, können 
Verfahren einer indirekten Annäherung ge-
wählt werden, die allerdings in ihrer Durch-
führung noch komplexer wären. Dabei würden 
die Umlaufbahnen von Ziel und Abfänger 
nicht nahezu oder vollständig identisch ver-
laufen, sondern ihre Bahnen sich nur im Ab-
fangpunkt schneiden. So könnte beispiels-
weise ein Abfangsatellit, der mit einer ande-
ren Inklination als das Ziel gestartet wird, je-
doch eine ähnlich exzentrische Bahn wie die-
ses hat, so programmiert werden, daß sich die 
Flugbahnen im Apogäum oder Perigäum über-
schneiden. In dieser Position könnten dann 
die geschilderten oder andere Waffen ausge-
löst werden.

Strahlenwaffen

Während bisher in erster Linie von einer 
„mechanischen" Einwirkung auf die zu be-
kämpfenden Satelliten die Rede war, kristalli-
siert sich zunehmend ein neues waffentechno-
logisches Feld heraus, nämlich der Einsatz von 
Strahlen als Waffen.
Im Jahre 1975 wurde davon berichtet, daß ein 
amerikanischer Aufklärungssatellit von den 
Sowjets durch Laserbestrahlung geblendet 
worden sei16 ). Dies -wurde zwar unter Hinweis 
auf einen möglichen Riesenbrand einer Erd-
gasleitung halb dementiert, jedoch soll die 
Stärke der Blendung die Leuchtkraft eines na-
türlichen Feuers weit übertroffen haben; au-
ßerdem wurde dieses angebliche Erdgasfeuer 
von anderen amerikanischen Satelliten nicht 
registriert17 ). Diese Blendungen zogen sich 
über drei Monate hin und dauerten in Einzel-
fällen bis zu vier Stunden, wobei die Strahlung 
in gleichbleibender Intensität auf den ameri-
kanischen Satelliten gerichtet blieb18 ).

16) Strategic Survey 1976, a. a. o. S. 27.
17) Im Weltall ein Krieg der Roboter?, in: Der Spie-

gel. Nr. 49/1976 vom 29.11. 1976, S. 157.
Dieter Hentrup, Der lautlose Krieg der Sa-

telliten, in: Frankfurter Rundschau vom 19.3. 1977.

19) Richard Burt, Russian Laser Arms could Hit Sa- 
tellites, U. S. Experts Believe, in: International Her- 
ald Tribune vom 23.5. 1980.
20) SIPRI 1979, S. 259 f.

Neueste nachrichtendienstliche Informatio-
nen vom Mai 1980 besagen, daß die Sowjet-
union über ein erdgestütztes Laserwaffensy-
stem verfügt, mit dem Satelliten in niedrigen 
Umlaufbahnen zerstört werden können; sie 
soll ferner an einem satellitengestützten La-
ser-Waffensystem arbeiten, welches Mitte der 
achtziger Jahre einsatzbereit sein könnte und 
das dann auch die amerikanischen Satelliten 
in hohen Orbits bedrohen würde19 ). Die glei-
che Quelle stellt des weiteren fest, daß ver-
schiedene Anzeichen dafür sprechen, daß die 
sowjetischen Astronauten in den jüngst er-
folgten Raumflügen Zielverfolgungstechniken 
getestet haben, die dazu dienen können, einen 
Laserstrahl im Raum gegen einen Satelliten zu 
richten.
Beim Einsatz von Lasern als Waffe schädigen 
die Strahlen das Ziel durch thermale Material-
schwächung, eine Schockwelle oder Ultravio-
lett- beziehungsweise Röntgenstrahlen oder 
eine Kombination dieser Prozesse. Bei der 
thermalen Materialschwächung wird die 
Oberflächentemperatur des Zieles durch die 
Laserstrahlen so erhöht, daß das Material 
weich wird oder sogar schmelzen beziehungs-
weise verdampfen kann. Wenn ein kurzer 
Impuls eines Hochenergielasers auf eine Ma-
terialoberfläche trifft, so verursacht er einen 
schnellen und starken Temperaturanstieg in 
einer dünnen Schicht an der Oberfläche, die 
dadurch verdampft und quasi explodiert, wo-
bei sie sich mit hoher Geschwindigkeit ablöst 
Die entsprechende Schockwelle kann das Ziel 
auseinanderreißen. Die verdampfende Ober-
fläche kann des weiteren eine ziemlich starke 
UV- oder Röntgenstrahlung erzeugen, die 
dann strukturelle Schäden am Material des 
Zieles oder an seinen elektronischen Bautei-
len hervorrufen kann20 ).
Weniger weit fortgeschritten scheint bisher 
die Entwicklung von Teilchenstrahlen als 
Waffe, wenn auch auf beiden Seiten Anstren-
gungen unternommen werden, um diese ins-
besondere für die Abwehr von Raketen und 
Satelliten zu nutzen. Mögliche Teilchenstrah-
lungswaffen (Particle Beam Weapons) würden 
einen gebündelten und gerichteten Strahl aus 
geladenen oder ungeladenen Teilchen von ho-
her Energie wie Elektronen, Protonen, schwe-
ren Ionen oder Neutronen zur Beschädigung 
des Zieles einsetzen. Wie beim Hochenergie-
laser würde die Teilchenstrahlung durch Ex-



plosion oder durch thermische Wirkung zer-
stören; im Unterschied zum Laser aber dringt 
diese Strahlung in das Innere des Zieles und 
wirkt dort schädigend21 ).

21) Ebd., S. 263 f.
22) Ebd., S. 265.
23) Robert C. Toth, Outer Space: An Irresistable Batt; 
leground for World War III, in: International Herald 
Tribune vom 4.11. 1978.
24)  SIPRI 1978, S. 128.

25) Lawrence Freedman, The Soviet Union and ,Anti- 
Space Defence', in: Survival, Vol. XIX, No. 1, Jan./ 
Feb. 1977, S. 18. 26) Strategie Survey 1976, a. a. O„ S. 29.

Auf diesem Gebiet soll die Sowjetunion eben-
falls einen gewissen Vorsprung haben. Ob-
wohl sich die Experten nicht einig sind, ob die 
Sowjetunion die erforderliche Technologie zur 
Erzeugung, Speicherung und Weiterleitung 
der hochenergetischen Strahlung beherrscht, 
wurde andererseits berichtet, daß die UdSSR 
mehrfach eine Protonenstrahlwaffe mit Erfolg 
getestet habe; dabei sollen entsprechende Ex-
perimente sogar von Satelliten und bemann-
ten Raumstation

22
en aus vorgenommen worden 

sein ).
Schließlich soll es möglich sein, die Übermitt-
lung von Daten und Kommandos zwischen Bo-
denstationen und Satelliten durch den Einsatz 
von Mikrowellen zu stören oder zu verfäl-
schen. In dieser Hinsicht werden einige rie-
sige elektronische Hochleistungeseinrichtun- 
gen der Sowjets z. B. in der Ukraine mit Arg-
wohn beobachtet, deren starke Strahlung an 
der amerikanischen Ostküste aufgefangen 
werden kann23 ).

Schutz von Satelliten

Ein großer Teil der angeführten „Waffen“ 
könnte auch zum Schutz von Satelliten gegen 
Anti-Satelliten genutzt werden. Eine Voraus-

setzung hierfür ist aber das Vorhandensein 
von wirksamen Warnsensoren an Bord des zu 
schützenden Satelliten, die jede unauthori- 
sierte Annäherung an die Bodenstelle melden 
bzw. Abwehrmaßnahmen einleiten. Diese 
müssen nicht unbedingt aus einem Waffenein-
satz gegen den Angreifer bestehen, sondern 
können im Rahmen der durch den Satelliten-
auftrag und die vorhandenen Energiereserven 
gegebenen Beschränkungen durchaus auch in 
Ausweichmanövern bestehen.

Daneben wird zunehmend versucht, die Satel-
liten durch ihre Bauweise zu „härten", so weit 
dies möglich ist. So kann man z. B. die Strom-
versorgung durch bordeigene Nuklearreakto-
ren sicherstellen, wie es bei dem 1978 abge-
stürzten Satelliten Kosmos-954 der Fall war; 
so wäre der Satellit nicht mehr auf verwund-
bare Solarzellen angewiesen, die durch Be-
strahlung oder Splittereinwirkung leicht zer-
stört werden können.

Andere Möglichkeiten, die Funktionsfähig-
keit von Satellitensystemen aufrechtzuerhal-
ten, sind neben der Nutzung sehr hoher Um-
laufbahnen, falls sie mit dem Satellitenauftrag 
in Einklang zu bringen sind, eine gewisse 
Reservemenge von Satelliten gleicher Aufga-
benstellung und die Stationierung von „dunk-
len" Satelliten im Raum, die erst bei Ausfall an-
derer Satelliten aktiviert würden, um deren 
Aufgaben zu übernehmen24 ).

Sowjetische Entwicklungen

In der sowjetischen Militärpublizistik sowie in 
öffentlichen Verlautbarungen sowjetischer 
Führungskreise spielt die Abwehr von Satelli-
ten seit Anfang der sechziger Jahre eine ge-
wisse Rolle. So wurde Chruschtschows Bemer-
kung aus dem Jahre 1961, daß eine sowjetische 
Rakete „eine Fliege im Weltraum treffen kön-
ne", als Hinweis auf eine Anti-Satelliten-Kapa- 
zität der frühen sowjetischen Anti-Raketen- 
Raketen (ABM — Anti-ballistic Missiles) ge-
wertet25 ). Die Sowjetunion erachtete damals 

eine Weltraumverteidigung für den Fall als 
notwendig, daß die USA ihre eigenen Raum-
waffen globaler Reichweite entwickelten. Zu-
gleich war man wegen der amerikanischen 
Aufklärungssatelliten besorgt; diese Besorg-
nis verlagerte sich dann auf das (1969 einge-
stellte) amerikanische Projekt bemannter 
Weltraumstationen (MOL

26
 — Manned Orbital 

Laboratories) ). Trotzdem scheint es zu dieser 
Zeit in der Sowjetunion nur wenig direkte Ak-
tivitäten im Hinblick auf eine Weltraumver- 
teidigung gegeben zu haben.
Im Jahre 1964 wurde die PKO (Protivo Kosmi- 
cheskaya Oborona) als Untergliederung der 
sowjetischen Heimatluftverteidigung (PVO- 
Strany) etabliert und erhielt den Auftrag, 
feindliche militärische Raumsysteme mit spe-



ziellen, vom Boden oder durch Besatzungen 
gesteuerten Raumfahrzeugen zu zerstören27 ). 
Nach der Unterzeichnung des Weltraumver-
trages im Jahre 1967 gab es keine Hinweise 
auf die PKO mehr; eine Kriegführung im 
Weltraum wurde in den Publikationen höch-
stens im Zusammenhang mit amerikanischen 
Projekten erwä

28

hnt. Gleichwohl fiel dieses 
Schweigen mit einer Periode aktiver Tests von 
Abfangsatelliten zusammen ).

30) Ebd.; ferner: SIPRI 1977, S. 172 ff.; SIPRI 1978, 
S. 101.

Die erste Test 29serie 1967—1971 )

Vorläufer der ersten eigentlichen Abfangver-
suche waren die Starts von Kosmos-Satelliten 
im Jahre 1967 und 1968, mit denen die Sowjet-
union ihre Fähigkeit unter Beweis stellte, Sa-
telliten im Raum zu manövrieren und sich tref-
fen zu lassen (Kosmos 185, 186 und 188). Der 
erste echte Abfangtest fand im Oktober 1968 
statt; die meisten späteren Tests folgten dem 
gleichen Versuchsschema: Einen Tag nach 
dem Start des Zielsatelliten (Kosmos 248) 
wurde ein Abfangsatellit in eine elliptische 
Umlaufbahn geschossen, wobei er nach eini-
gen Umläufen sehr nahe an den Zielsatelliten 
herangeführt wurde. Kurze Zeit später deto-
nierte der Abfangsatellit in etwa 500 km Höhe. 
Etwa zwei Wochen später wurde der Test mit 
dem Abfangsatelliten Kosmos 252 wieder-
holt.
Etwa zwei Jahre lang gab es kaum Anzeichen 
für eine Fortsetzung des Programms. Kos-
mos 291 hatte zwar Charakteristiken eines 
Zielsatelliten, es wurde aber kein Abfangver-
such gegen ihn gemacht. Zwischen Oktober 
1970 und Dezember 1971 wurden dann vier 
weitere Tests beobachtet. Drei von ihnen folg-
ten dem vorher praktizierten Verfahren, bei 
dem sich die elliptische Umlaufbahn des Ab-
langsatelliten in ihrem Perigäum mit der na-
hezu kreisförmigen Bahn des Zieles schnitt. 
Kosmos 404 dagegen flog auf etwa der glei-
chen Kreisbahn (Co-orbit) wie das Ziel Kos-
mos 400, das im Gegensatz zu den früheren 
Versuchen eine fast doppelt so große Höhe 
von fast 1 000 km hatte. Dieses Verfahren des 
Co-orbiting gibt dem Abfangsatelliten eine 
längere Verweildauer in der Nähe des Zieles, 
tim dieses zu beobachten und zu identifizie-
ren.
Ein weiterer Unterschied dieses Tests war, daß 
Kosmos 404 nach dem Abfangversuch nicht

27) Freedman, a.a. O„ S. 18.
Strategie Survey 1976, a. a. O., S. 29.

29) Freedman, a.a. O„ S. 19 ff. 

detonierte, sondern in eine niedrige Umlauf-
bahn gelenkt wurde und dann in die Erdatmo-
sphäre eintrat. Die Tests des Jahres 1971 un-
terschieden sich auch insofern von den vor-
hergegangenen, als bis dahin Ziel- und Ab-
fangsatelliten mit der großen F-l-m-Rakete 
(Modifizierung der Interkontinentalrakete 
SS-9 mit einer Nutzlastkapazität von mehr als 
10 000 Ibs) von Tyuratam in der Nähe des Aral- 
Sees gestartet wurden, nun aber die Zielsatel-
liten von Plesetsk (zwischen Onega-See und 
Archangelsk) mit Hilfe einer C-l-Rakete (Mo-
difizierung der Mittelstreckenrakete SS-5 mit 
ca. 500 kg Nutzlast) in ihre Umlaufbahn ge-
bracht wurden.
Eine Tatsache, die westliche Experten zu-
nächst verwirrte, war die Detonation der Ab-
fangsatelliten nach dem jeweiligen Abfang-
vorgang, wobei die Zielsatelliten jeweils unbe-
einträchtigt blieben. Anzeichen deuten darauf 
hin, daß die Zielsatelliten mit Sensoren ausge-
stattet waren, um Daten über den Abfangvor-
gang, die Detonation und ähnliches zu sam-
meln. Darüber hinaus ist anzunehmen, daß die 
Sowjetunion nicht unbedingt darauf erpicht 
sein dürfte, die Wirksamkeit ihrer für eine Sa-
tellitenbekämpfung vorgesehenen Waffen of-
fen zu demonstrieren.
Der Zeitbedarf vom Start des Abfangsatelliten 
bis zum möglichen Abfangvorgang (Interzept) 
dauerte in der Regel zwischen drei und vier 
Stunden, im Falle von Kosmos 404 lag er bei 
nur etwa vierzig Minuten. Es gibt Berichte, daß 
die Vorbereitungen für den Start eines Ab-
fangsatelliten in weniger als neunzig Minuten 
durchgeführt werden können.

Die Tests von 1976—197830 )

Daß in der Folgezeit derartige Tests zunächst 
nicht mehr vorgenommen wurden, mag daran 
gelegen haben, daß man in der Abschlußphase 
der SALT-I-Vereinbarungen nicht unbedingt 
die Aufmerksamkeit auf die Verwundbarkeit 
gegnerischer Aufklärungssatelliten lenken 
wollte. Allerdings wurden 1972 und 1975 je ein 
Kosmos-Satellit gestartet, deren Charakteri-
stika denen von Zielsatelliten entsprachen; 
Abfangyersuche wurden jedoch nicht unter-
nommen. Im Februar 1976 wurden die Abfang-
tests dann wieder aufgenommen. Kosmos 804 
wurde zunächst in eine elliptische Bahn ge-
schossen, die sich dann durch entsprechende 
Manöver an die nahezu kreisförmige Bahn des



vorher gestarteten Zieles Kosmos 803 anpaß-
te. über den Erfolg dieses Tests liegen wider-
sprüchliche Berichte vor.
Der nächste gegen Kosmos 803 gerichtete Ab-
fangsatellit (Kosmos 814) wurde in eine ellipti-
sche Umlaufbahn gebracht, die niedriger als 
die des Zieles war. Der Abfangvorgang war 
offenbar im Apogäum des Abfangsatelliten 
vorgesehen, aber der Satellit erreichte nicht 
die Höhe des Zieles. Beide Abfangsatelliten 
(Kosmos 804 und 814) traten, ohne zu explodie-
ren, wieder in die Atmosphäre ein. Der näch-
ste Zielsatellit (Kosmos 839) wurde in eine hö-
here Umlaufbahn gebracht; das Perigäum lag 
bei 984 km, das Apogäum bei 2 098 km. Der 
Abfangversuch mit Kosmos 843 schlug aber 
wohl fehl. Im Dezember 1976 wurde der auf 
eine Kreisbahn gebrachte Kosmos 880 durch 
Kosmos 886 in dessen Perigäum abgefangen, 
wobei der Abfangsatellit nach dem Interzept 
detonierte.
Kurz nach dem Vorschlag von US-Präsident 
Carter, auf eine Bewaffnung bzw. Zerstörung 
von Satelliten zu verzichten, stellten die So-
wjets im Mai 1977 den Versuch an, den auf ei-
ner elliptischen Bahn fliegenden Kosmos 909 
abzufangen; der Versuch schlug fehl, da der 
Abfangsatellit Kosmos 910 schon vor Vollen-
dung der ersten Umlaufbahn wieder in die 
Atmosphäre eintrat.
Einen Monat später, im Juni 1977, wurde 
erstmals ein neues Abfangverfahren, nämlich 
der Pop-up, versucht. Dabei wurde der Abfang-
satellit Kosmos 918 kurzfristig auf eine Um-
laufbahn angehoben, die nahe am Ziel Kosmos 
909 vorbeiführte. Das gleiche Verfahren 
wurde im Oktober 1977 mit Kosmos 961 gegen 
Kosmos 959 erprobt. Beim letzten Test des 
Jahres 1977 wurde der Abfangsatellit Kosmos 
970 aus einer niedrigen elliptischen Bahn auf 
die Kreisbahn des Zieles Kosmos 967 gebracht 
und detonierte nach dem Abfangvorgang. Der 
letzte Test diese Serie fiel nahezu mit den vor-
bereitenden Konsultationen über Verhand-
lungen zur Begrenzung der Satellitenbewaff-
nung in Helsinki zusammen, als im Mai 1978 
der Abfangsatellit Kosmos 1009 dicht an das 
Ziel Kosmos 967 herangesteuert wurde und 
dann, ohne auseinander zu brechen, die Um-
laufbahn verließ.
Es dauerte dann fast zwei Jahre, bis im April 
1980 erneut ein Satellitenabfangversuch der 
Sowjetunion bekannt wurde31 )- Ob dieser Test 

31) Moskau testet angeblich wieder „Killer-Satelli-
ten'', in: Süddeutsche Zeitung vom 21. 4. 1980-, Gün-
ter Paul, Moskau erprobt Killer-Satelliten, in: Frank-
furter Allgemeine vom 29. 4. 1980.

den Beginn einer neuen Versuchsserie dar-
stellt, läßt sich zur Zeit noch nicht sagen; je-
doch fand er wiederum in einer weltpolitisch 
brisanten Lage statt.

Ziele sowjetischer Satellitenabwehr

Die zum großen Teil erfolgreichen sowje-
tischen Abfangversuche gegen Satelliten ha-
ben unter Fachleuten und in der Öffentlich-
keit immer wieder Beunruhigung ausgelöst, da 
sie eine Fähigkeit zur Ausschaltung der strate-
gisch wichtigen Mittel zur globalen Überwa. 
chung, Kommunikation und Navigation unter 
Beweis zu stellen scheinen, was eine Erschüt-
terung des strategischen Gleichgewichts be-
wirken würde. Dieser Demonstrationseffekt 
war seitens der Sowjetunion gewiß nicht unbe-
absichtigt, insbesondere wenn man die jewei-
lige weltpolitische Situation zur Zeit der Ver-
suche oder Versuchsserien in Betracht zieht
Um diese vorhandene oder vermeintliche Be-
drohung richtig einordnen zu können, sind je-
doch einige weitere Überlegungen über die 
bloße Tatsache hinaus erforderlich, daß die 
UdSSR offensichtlich in der Lage ist, Satelliten 
zu bekämpfen.
Die sowjetischen Abfangversuche fanden zum 
großen Teil in einer Höhe von etwa 500 km 
statt, d. h. in Bereichen, die von den Amerika-
nern für ihre elektronische Aufklärungssatel-
liten genutzt werden bzw. seinerzeit für das 
MOL (Manned Orbital Laboratory) vorgese-
hen waren; in dieser Höhe soll einmal auch 
das Space Shuttle operieren. Daneben gab es 
einen Versuch (Kosmos 459/462) in dem nied-
rigeren, von amerikanischen Photoaufklä-
rungs-Satelliten genutzten Höhenband. Ab 
1976 wurden dann auch Versuche in Höhen 
bis zu 2 000 km unternommen, also in den Hö-
henbereichen amerikanischer Ozeanüberwa- 
chungs-, Wetter- und Navigationssatelliten 
sowie eines Teiles der geodätischen und Fern-
meldesatelliten. Nicht erreicht wurden bisher 
von den sowjetischen Versuchen die großen 
Höhen, die die USA zunehmend für ihre Fern-
melde- und Navigationssatelliten nutzen.
Neben dem Höhenbereich der Abfangtests ist 
die Inklination oder der Bahnneigungswinkel 
der Jagdsatelliten ein wichtiges Indiz für die 
Beurteilung der sich aus den sowjetischen Fä-
higkeiten ergebenden Bedrohung des ameri-
kanischen Satellitenpotentials. Dieser betrug 
bei den sowejetischen Versuchen zwischen 
etwa 62 ° und 66°, wobei Inklinationsände-
rungen von nur Bruchteilen eines Grades bei 
einzelnen Abfangtests beobachtet wurden. 



Unter Berücksichtigung der Inklination fällt 
auf, daß von den amerikanischen Satelliten le-
diglich die zur Ozeanüberwachung in der 
„Nähe“ der sowjetischen Abfangpositionen lie-
gen. Aufgrund des oben dargestellten erhebli-
chen Aufwandes, der zur Verringerung der In-
klination eines Satelliten erforderlich ist, läßt 
sich schließen, daß die meisten amerikani-
schen Satelliten derzeit noch relativ ungefähr-
det sind.
Zur Zeit scheint die sowjetische Satellitenab-
wehr eher einen anderen, doppelten Zweck zu 
verfolgen. Zum einen liegen die Bahnen der 
meisten anderen militärischen Satelliten der 
UdSSR in diesem Bereich, so daß sich die Ver-
mutung aufdrängt, die sowjetischen Abfangsa-
telliten dienen zumindest im augenblicklichen 
Stadium eher zum Schutz der von den Sowjets 
selbst genutzten Weltraumzone. Daneben 
aber richten sich die sowjetischen Versuche 
auch oder vielleicht sogar zur Zeit in erster Li-
nie gegen Raumunternehmungen der Volksre-
publik China, die sich zunehmend um eine 
eigene nuklearstrategische Rolle bemüht und 
deren militärische Satelliten nach Höhe und 
Inklination im Bereich sowjetischer Abfang-
tests 32operieren ).
Eine der strategischen Schwächen der Volks-
republik China war das Fehlen sicherer Über-

wachungssysteme. Das chinesische Raum-
fahrtprogramm bemüht sich offenbar um die 
Beseitigung dieses Mangels. Dabei war zu be-
obachten, daß den Starts der ersten beiden chi-
nesischen Satelliten im April 1970 und März 
1971 jeweils sowjetische Abfangtests folgten. 
Die Chinesen unterbrachen dann ihre Satelli-
tenstarts bis 1975, als sie mit drei Satelliten-
starts erhebliche Fortschritte in ihrer Fähig-
keit zur Aufklärung aus dem Weltraum de-
monstrierten. Wiederum wurden die seit 1971 
unterbrochenen Abfangversuche durch die 
Sowjets aufgenommen, wobei sie die Perigäen 
ihrer Abfangsatelliten auf die der chinesi-
schen Aufklärungssatelliten herunterdrück-
ten 33 ).

Zur Zeit scheint die sowjetische Satellitenab-
wehr noch eine nur begrenzte und relativ un-
flexible Kapazität darzustellen, die zudem ge-
genüber den amerikanischen Satelliten durch 
die ungünstigere geographische Lage der so-
wjetischen Startplätze im Nachteil ist Trotz-
dem muß der Westen aber die diesbezügli-
chen Entwicklungen und Versuche sorgfältig 
im Auge behalten. Insbesondere erhalten so-
wjetische Bemühungen, in weiter südlich gele-
genen Ländern permanent Fuß zu fassen, ganz 
neue Aspekte.

Die amerikanische Satellitenabwehr
Bereits 1960, d. h. drei Jahre nach dem Start 
des ersten Sputnik, wurde in den USA das Pro-
jekt SAINT (Satellite Inspector Technique) be-
gonnen, bei dem durch gemeinsame Flugbah-
nen mit dem Ziel mittels der Rendezvous- 
Technik unbekannte Ziele im Raum identifi-
ziert werden sollten. Das Projekt wurde aber 
noch vor dem ersten für 1962 geplanten Ver-
such aufgegeben, da Zweifel bestanden, ob 
sich durch eine solche „Inspektion" die wirkli-
che Identität eines Satelliten feststellen las-
se14).

32) SIPRI 1978, S. 113.
33)Ebd. S. 114; ferner: Strategie Survey 1976, a. a. O.
33 Freedman, a. a. O.. S. 23.

34) JStrategic Survey 1976, a. a. O., S. 31; Jasani, a. a. O.,
S.80; SIPRI 1977, S. 121.

Erdgestützte Systeme

Bei der Diskussion um die destabilisierende 
Wirkung der sich abzeichnenden Fähigkeiten 
der UdSSR zur Satellitenabwehr wird zum Teil 

außer acht gelassen, daß die USA in den Jah-
ren 1963 bis 1975 ein — wenn auch wohl nur 
eingeschränkt wirksames — Satellitenab-
wehrsystem im Einsatz hatten.
Im Mai 1963 wurde eine Anti-Raketen-Rakete 
(ABM — Anti-ballistic Missile) vom Typ Nike- 
Zeus mit Erfolg gegen einen amerikanischen 
Satelliten getestet. Im sogenannten Programm 
505 -wurde dann einer Anzahl von Nike-Zeus- 
Raketen mit nuklearem Gefechtskopf, die auf 
dem Kwajalein-Atoll im Westpazifik statio-
niert waren, eine Satellitenabwehrrolle über-
tragen, bis dieses System 1968 außer Dienst 
gestellt wurde; ebenso waren offenbar auch 
ABM vom Typ Nike-X für diese Aufgabe vor-
gesehen* ).
Ebenfalls 1963 wurde eine schubverstärkte 
Mittelstreckenrakete vom Typ Thor gegen 
eine die Erde umkreisende amerikanische Ra-
ketenstufe gestartet, wobei sich die Thor-Ra-
kete dem Ziel soweit näherte, daß es im Wir-

35) Ebd.; ferner SIPRI 1978, S. 106. 



kungsbereich des simulierten Nuklearge-
fechtskopfes lag36 ).

36) Jasani, a. a. O., S. 80.
37) SIPRI 1978, S. 106 f.

38) Jasani, a. a. O., S. 80; FK-Information, hrsg. von 
Messerschmidt-Bölckow GmbH, Jg. 12, Nr. 7/681 
Blatt 35; SIPRI 1977, S. 122.
39) Strategie Survey 1976, a. a. O., S. 31; SIPRI 1978 
S. 82 ff.

Im folgenden Jahr wurden daraufhin als Er-
gänzung des Programms 505 im Rahmen des 
Programms 437 auf Johnston Island im mittle-
ren Pazifik Thor-Raketen mit einer Satellite-
nabwehrrolle eingesetzt und bis 1975 in Dienst 
gehalten. Im Laufe der Jahre wurde das 437- 
System mit einer oberen Antriebsstufe ausge-
stattet, die ihm eine präzise Nutzlast-Lenkka-
pazität verlieh. Bei Fehlen von offiziellen 
Informationen leitete das Stockholmer 
Friedensforschungsinstitut SIPRI gewisse 
Schlüsse auf die Fähigkeit dieses Systems ab: 
Die Thor war ursprünglich für eine Reichweite 
von mehr als 2 000 km ausgelegt; die Nutzlast-
kapazität reichte aus, um einen nuklearen Ge-
fechtskopf auf eine Umlaufbahn zu bringen. Es 
ist anzunehmen, daß selbst die früheste Ver-
sion des 437-Systems im Höhenbereich von 
Aufklärungssatelliten und in einem horizonta-
len Bereich von wenigstens 1 000 km um John-
ston Island herum mit Erfolg wirken konnte. 
Diese Reichweite entspricht in der geographi-
schen Lage von Johnston Island etwa elf Län-
gengraden. Da die Umlaufbahn von Satelliten 
des angegebenen Höhenspektrums aufgrund 
der Erdrotation gegenüber der jeweils vorher-
gehenden Umlaufbahn um 22,5° nach Westen 
versetzt verläuft, hätte das 437-System jeden 
Satelliten in einer solchen Umlaufbahn zerstö-
ren können, indem einfach abgewartet wurde, 
bis die Erdrotation die Satellitenbahn in die 
Reichweite des Systems auf Johnston Island 
brachte. Noch 1974 erklärte der amerikani-
sche Air Force Secretary McLucas, das 437- 
System existiere weiterhin, aber es sei in der 
Praxis nicht zu benutzen, da die USA Unter-
zeichner des Weltraumvertrages über nukle-
are Waffen seien37 ).
Noch während der Einsatzzeit des 437- 
Systems wurde dieses in das Programm 922 
eingebracht, in dem die Möglichkeit einer di-
rekten Satellitenbekämpfung mit einem kon-
ventionellen Gefechtskopf untersucht wurde. 
Dabei sollten Stahlschrotkugeln bzw. chemi-
sche Geschosse in die Umlaufbahn des Zieles 
geschossen werden und dieses so zerstört oder 
gestört werden (Konzept SKIPPER). Dieses 
Konzept hing mit einer Studie (EARLY 
SPRING) zusammen, die die Satellitenabwehr 
von U-Booten aus untersuchte. Im Rahmen des 
Programms 922 wurden zwei der geplanten 
vier Starts von Raumfahrzeugen mit Infrarot-

lenkung zur direkten Satellitenbekämpfung 
durchgeführt. Beide 
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blieben ohne Erfolg. Die 
Arbeiten in dieser Richtung wurden aber im 
Rahmen späterer Programme wieder aufge. 
nommen ).

Raumgestützte Systeme 
und derzeitige Projekte

Die USA haben bisher keine praktischen Ver-
suche unternommen, Satelliten durch Satelli-
ten abzufangen und zu zerstören. Die Gemini- 
Flüge der Jahre 1965 bis 1969 haben aber die 
amerikanischen Fähigkeiten auf dem Gebiet 
der bemannten Raummanöver und in der Ren- 
dezvous-Technik unter Beweis gestellt, die die 
wesentlichen Voraussetzungen für den Ein-
satz von Abfangsatelliten darstellen. Außer-
dem ist die Forschung auf dem Gebiet von 
raumgestützten Anti-Satelliten-Systemen seit 
den sechziger Jahren weitergeführt worden; 
die im Rahmen der Apollo-Mondflüge und der 
ABM-Programme entwickelten Technologien 
könnten bei der Entwicklung von Abfangsatel-
liten eingesetzt werden
Trotz offizieller Dementis wurden in den letz-
ten Jahren Vermutungen angestellt, daß das 
Space-Shuttle-System für diese Zwecke einge-
setzt werden könnte. Es kann bis zu 7 Mann 
Besatzung aufnehmen; bis zu 29 000 kg Nutz-
last können in einem Stauraum von 18 Meter 
Länge und 5 Meter Durchmesser in eine Um-
laufbahn gebracht werden. Der Stauraum hat 
vier jeweils 9 Meter lange Türen, durch die 
u. a. auch Satelliten im Weltraum ein- oder 
ausgeladen werden könnten39 ). So besteht 
durchaus die Möglichkeit, daß das Space 
Shuttle auch für den Einsatz der zur Zeit in der 
Entwicklung befindlichen Anti-Satelliten- 
Waffensysteme genutzt werden könnte.
Bei diesen Satellitenabwehrsystemen handelt 
es sich um kleine Raumfahrzeuge, die entwe-
der von einem Mutterschiff im Raum aus oder 
mittels einer Rakete vom Erdboden bzw. von 
einem Flugzeug direkt auf den zu bekämpfen-
den Satelliten abgefeuert werden. Gegenwär-
tig werden neben der Weiterentwicklung von 
Laser als Antisatelliten-Waffe zwei dieser Pro-
jekte mit Nachdruck betrieben. Das eine ist! 
ein eventuell den sowjetischen Projekten ver-
gleichbarer Satellit, der sich mittels Radar auf 



das Ziel aufschaltet und nach entsprechender 
Annäherung einen konventionellen Splitter-
sprengkopf in der Bahn des Zieles detonieren 
läßt. Bei dem anderen Projekt handelt es sich 
um das „Minitiature Horning Vehicle" (MHV), 
zuweilen auch als HIT-Flugkörper bezeichnet, 
der Vought Corporation. Diese kleinen, weni-
ger als einen Meter langen, um ihre Längs-
achse rotierenden Zylinder würden mittels 

Raketen oder auch durch einen Satelliten ge-
startet; sie schalten sich in der Nähe des Zie-
les mittels Infrarot-Sensoren auf die vom Ziel 
abgestrahlte Wärme auf und rammen es. Die 
Bodentests dieser Systeme sollen noch in die-
sem Jahr beginnen, Versuche im Weltraum 
sind nach Fertigstellung entsprechender Ziel-
satelliten für die kommenden Jahre ge-
plant40 ).

40) SIPRI 1978, S. 107; Toth, a. a. O; Willenson, a. a. O.; 
Burt, a. a. O.; Paul, a. a. O.

Die militärische Nutzung des Weltraumes 
wird von Jahr zu Jahr stärker intensiviert; 
gleichzeitig wächst die Abhängigkeit militäri-
scher Operationen von den Satelliten. Dies 
gilt über das gesamte Spektrum eines mögli-
chen Einsatzes von den nuklear-strategischen 
Waffensystemen bis hin zum Geschehen auf 
dem Gefechtsfeld. Darüber hinaus hat die un-
gehinderte Nutzung von Satelliten vor allem 
auch eine strategisch-politische Bedeutung er-
langt. Satelliten sind nicht nur die wesentli-
chen Mittel zur Verifizierung vonRüstungs- 
kontrollvereinbarungen, sondern sind lebens-
wichtige Elemente zur Erhaltung des stabilen 
strategischen Gleichgewichtes. Noch hat 
keine der beiden Supermächte trotz der be-
achtlichen sowjetischen Leistungen eine wirk-
liche Fähigkeit zur Bedrohung des jeweils geg-
nerischen Satellitenpotentials. Da aber bisher, 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, keine 
vertraglichen Regelungen zum Schutz von Sa-
telliten bestehen bzw. entsprechende Ver-
tragsabschlüsse auch in absehbarer Zeit nicht 
zu erwarten sind, zeichnet sich hier ein wei-
teres Feld des Wettrüstens ab, dessen Auswir-
kungen für den Fortbestand eines Gleichge-
wichts und damit des Friedens vielleicht ein-
mal noch bedrohlicher sein können als die Fel-
der des Wettrüstens, die zur Zeit im Vorder-
grund des allgemeinen Interesses stehen.
Wenn es einer Seite gelingen sollte, eine wirk-
same Bedrohung der gegnerischen Satelliten 
aufzubauen, so wäre das Gleichgewicht grund-
legend gestört und der Frieden in Gefahr. 
Ohne Satelliten ist heute eine Frühwarnung

Wettrüsten im Weltraum
und Indikationsgewinnung zur politischen 
Entschlußfassung kaum noch möglich, der Ein-
satz der Waffensysteme erheblich erschwert 
oder nicht durchführbar. Das bedeutet, daß die 
in der Satellitenabwehr erfolgreiche Seite sich 
einen erheblichen Vorteil in Richtung auf eine 
Erstschlagfähigkeit erworben hätte, während 
die andere Seite sich angesichts der abzeich-
nenden Unterlegenheit veranlaßt sehen könn-
te, ihr Potential einzusetzen, solange noch die 
technischen Voraussetzungen dazu gegeben 
sind. Beides wäre für die Erhaltung des Frie-
dens äußerst kritisch.
Solange noch keine Vereinbarungen zwischen 
den Supermächten über die Unverletzlichkeit 
von Satelliten getroffen sind, wäre es daher 
das kleinere Übel, wenn beide Seiten eine 
gleichwertige Fähigkeit zur Bekämpfung von 
Satelliten hätten, um auf diesem Gebiet ein 
wenn auch sehr prekäres und verletzliches 
Gleichgewicht aufrechtzuerhalten.
Das Ziel der militärischen Nutzung des Welt-
raumes, die sich entgegen allen illusorischen 
Wünschen nicht mehr rückgängig machen las-
sen wird, sollte es sein, Satelliten nicht allein 
zur Vorbereitung und Durchführung eines 
Waffeneinsatzes zu nutzen, sondern die mili-
tärischen Satelliten in erster Linie als politi-
sche Instrumente zur Verifizierung von Rü-
stungskontrollmaßnahmen und damit als In-
strumente der Vertrauensbildung einzuset-
zen.



Alfred Mechtersheimer: Hat SALT III noch eine Chance?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/80, S. 3—25

Die 80er Jahre sollten zu einem Jahrzehnt der Rüstungskontrolle werden. Statt dessen hat 
die Verschlechterung der Beziehungen zwischen den Supermächten seit der sowjetischen 
Intervention in Afghanistan die Fortführung der SALT-Politik in Frage gestellt
Der Versuch der NATO, mit dem Nachrüstungsbeschluß vom Dezember 1979 Verhandlun-
gen über die eurostrategischen Waffen im Rahmen von SALT III einzuleiten, stößt auf zu-
sätzliche Hindernisse. Aus sowjetischer Sicht verfügen die USA über ein zweifaches Nu-
klearpotential, weil sie außer mit den strategischen Waffen auch mit den in Europa statio-
nierten Mittelstreckensystemen die UdSSR erreichen können. Diesen amerikanischen FBS 
(Forward Based Systems) stellt die Sowjetunion ihr modernisiertes Mittelstreckenpotential 
gegenüber. Deshalb fordert sie für SALT III die Einbeziehung aller FBS, während der 
NATO-Rats-Beschluß eine Begrenzung auf die landgestützten Mittelstreckensysteme vor-
sieht.
Die NATO ist auf dem Prinzip der „strategischen Einheit des Westens" gegründet Somit 
wäre ein SALT-III-Abkommen, das in Europa eine nukleare Parität zwischen den beiden 
Seiten festschreibt, mit dem heutigen Verteidigungskonzept nicht zu vereinbaren, weil es 
die Abkopplung Westeuropas vom strategischen Nuklearpotential der USA begünstigen 
und damit die Abschreckung vermindern würde.
Darüber hinaus erfordert die Verschlechterung der internationalen Lage eine grundsätzli-
che Bilanz der SALT-Politik. Die stetige Verbesserung der Zielgenauigkeit der Interkonti-
nentalraketen ist die entscheidende Voraussetzung für die Veränderung der strategischen 
Konzepte hin zur Option eines begrenzten strategischen Atomkrieges. Die SALT-Abkom- 
men haben diese durch die neue Weisung des amerikanischen Präsidenten (Presidential 
Directive 59) beschleunigte Entwicklung zum wieder denkbar gewordenen Atomkrieg eher 
begünstigt als erschwert, weil die vereinbarten Begrenzungen den Druck auf die qualitative 
Entwicklung der nichterfaßten Waffensysteme und -komponenten verstärkt haben.
Die Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik der Bundesrepublik sollte sich nicht auf die 
Bemühungen beschränken, einen für die Kriegswahrscheinlichkeit ohnehin unwesentli-
chen Zuwachs der Zerstörungspotentiale zu vermeiden. Dringlicher und aussichtsreicher 
ist eine Strukturveränderung der Rüstungsapparate.
Ziel einer Bundeswehr-Reform, die allein wegen der zunehmenden inneren Widersprüche 
unumgänglich geworden ist, sollte die Überwindung des Dualismus von Rüstungspolitik 
und Rüstungskontrollpolitik sein. Die Bundesrepublik benötigt eine auf die defensive kon-
ventionelle Abwehrfähigkeit konzentrierte Militärstruktur, bei der die Ziele der heutigen 
Rüstungskontrollpolitik integraler Bestandteil der Sicherheitspolitik sind.



Herwig Pickert: Satellitenabwehr
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/80, S. 27—37

Im April 1980 führte die Sowjetunion nach fast zweijähriger Unterbrechung erneut einen 
Versuch zur Bekämpfung eines künstlichen Erdtrabanten mittels eines anderen Satelliten 
durch. In zwei vorhergegangenen Testserien von 1967 bis 1971 und 1976 bis 1978 hatten sich 
die Sowjets bereits eine gewisse Fähigkeit in der Ausschaltung gegnerischer Satelliten er-
worben.
Der erneute Test dieses Jahres lenkt die Aufmerksamkeit auf die zunehmend sich verstär-
kende militärische Nutzung des Weltalls durch die Supermächte. Auch kleinere Nuklear-
mächte wie China und neuerdings Indien streben nach einer militärischen Nutzung des 
Weltraumes, nachdem Großbritannien und Frankreich bereits seit einiger Zeit eigene Sa-
telliten starten.
Bis Ende 1979 wurden nach Angaben des Stockholmer Friedensforschungsinstitutes SIPRI 
1 700 für militärische Aufgaben bestimmte Satelliten in eine Erdumlaufbahn gebracht; das 
sind etwa 75 Prozent aller gestarteten Satelliten. Sie erfüllen heute ein weitgefächertes 
Aufgabenspektrum; ohne sie ist die Planung und Durchführung von Einsätzen über die ge-
samte Skala militärischer Machtmittel bis hin zu den Operationen auf dem Gefechtsfeld 
nicht mehr denkbar. Neben der rein militärischen Bestimmung haben diese Satelliten vor 
allem Aufgaben in der politisch-strategischen Aufklärung und Indikationsgewinnung so-
wie bei der Verifizierung von Rüstungskontrollvereinbarungen. Sie sind damit zugleich ein 
Instrument zur Aufrechterhaltung des auf der gegenseitigen Abschreckungsfähigkeit beru-
henden strategischen Gleichgewichtes und zur Vertrauensbildung in der Bemühung um 
Rüstungsbegrenzungen.
Seit Beginn der in erster Linie militärischen Nutzung des Weltraumes bemühen sich die 
Supermächte, eine Fähigkeit zur Ausschaltung der jeweiligen gegnerischen Satelliten zu 
entwickeln. Dies kann durch eine Vielfalt von erd- oder raumgestützten Mitteln und Ver-
fahren erreicht werden. Aufgrund der komplexen und damit aufwendigen Natur einer 
funktionsfähigen Satellitenabwehr wurden bisher von beiden Seiten nur Teilerfolge er-
reicht, die aber beachtlich sind und erwarten lassen, daß eine tatsächliche, umfassende Be-
drohung des jeweils gegnerischen Satellitenpotentials im Bereich des Möglichen liegt, wo-
bei die Sowjetunion zur Zeit einen Vorsprung zu haben scheint
Angesichts der Tatsache, daß Satelliten bisher durch vertragliche Regelungen kaum vor ei-
ner Beeinträchtigung durch einen Gegner geschützt sind und entsprechende Vereinbarun-
gen sich auch nicht abzeichnen, ist zu befürchten, daß sich die Satellitenabwehr zu einem 
neuen Feld des Wettrüstens entwickeln kann. Die Bedrohung des „strategischen Nervensy-
stems" durch eine effektive Satellitenabwehrfähigkeit einer oder auch beider Supermächte 
müßte äußerst besorgniserregende Auswirkungen auf die Stabilität des globalen Gleichge-
wichts und damit auf die Verhinderung eines Krieges haben.
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